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A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln
in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 5. 7. 2019 — 203-11700-6 MUS —

Das Auswartige Amt teilt mit, dass die honorarkonsularische
Vertretung der Republik Mauritius in Diisseldorf eine neue
Adresse hat:

Eisenhiittenstraf’e 4
40882 Ratingen

Tel.: 02102 168901
Fax: 02102 168902.
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G. Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Steigerung der Wettbewerbsfihigkeit
von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
durch touristische Mafinahmen

Erl. d. MW v. 8. 7. 2019
— 23-32330/0200 —

— VORIS 77000 —

Bezug: Erl. v. 10. 6. 2015 (Nds. MBL. S. 754), zuletzt gedndert durch
Erl. v. 15. 10. 2018 (Nds. MBI. S. 1085)
— VORIS 77000 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 8. 7. 2019 wie folgt
gedndert:

1. Im Bezug zu a werden nach dem Klammerzusatz ein
Komma und die Worte ,,zuletzt gedndert durch RdErl. d.
MB v. 8. 8.2018 (Nds. MBL. S. 805)" eingefiigt.

2. In Nummer 1.2 Abs. 3 erster Spiegelstrich werden nach
dem Klammerzusatz ,(ABlL. EU Nr. L. 187 S. 1, Nr. L 283
S. 65)“ ein Komma und die Worte ,,gedndert durch die Ver-
ordnung (EU) 2017/1084 der Kommission vom 14. 6. 2017
(ABL EU Nr. L 156 S. 1),“ eingefugt.

3. In Nummer 2.1.1 werden nach dem Wort ,Gesundheits-
tourismus” die Worte ,sowie auch in sonstigen Bereichen,
sofern wetterunabhéngige oder Ganzjahresangebote geschaf-
fen werden” eingeftigt.

4. Die Nummern 3.2 und 3.3 erhalten folgende Fassung:

»3.2 Wenn der Zuwendungsempfinger einer Riickforde-
rungsanordnung aufgrund eines fritheren Beschlusses der
Kommission zur Feststellung der Unzuléssigkeit einer von
demselben Mitgliedstaat gewéhrten Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, darf keine Forderung nach dieser Richtlinie gewdhrt
werden (Artikel 1 Abs. 4 Buchst. a AGVO). Dies gilt auch,
sofern sonstige noch offene Riickforderungsanspriiche be-
stehen.

3.3 Unternehmen in Schwierigkeiten gemaft Artikel 2
Abs. 18 AGVO sind von einer Forderung ausgeschlossen.”

5. Nummer 5.9 wird gestrichen.

An die
Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank)
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H. Ministerium fiir Ernihrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

Planfeststellung der 5. Anderung des Plans
nach § 41 FlurbG
(Vereinfachte Flurbereinigung Strackholt,
Landkreis Aurich)

Bek. d. ML v. 10. 7. 2019
— 306.2-611-2015-Strackholt —

Das ML hat die 5. Anderung des Plans iiber die gemein-
schaftlichen und 6ffentlichen Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG)
gemdf § 41 Abs. 3 FlurbG fiir das vereinfachte Flurbereini-
gungsverfahren Strackholt, Landkreis Aurich, festgestellt. Im
Rahmen des Verfahrens wurde auch die Umweltvertréglich-
keit des Vorhabens gepriift und festgestellt.

Mit dieser 6ffentlichen Bekanntmachung wird die Offent-
lichkeit gemaB § 27 UVPG i. V. m. § 74 Abs. 4 und 5 VwVIG
tber die Zulassigkeitsentscheidung mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung auf der Grundlage des § 2 UmwRG fiir das Vorhaben in-
formiert.

Auf die in der Anlage bekannt gemachte Rechtsbehelfsbe-
lehrung wird verwiesen.

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses und des
festgestellten Plans liegen in der Zeit vom 29. 7. bis 12. 8.
2019 zur Einsichtnahme fiir die Offentlichkeit bei der Ge-
meinde Groflefehn, Kanalstrafle Siid 54, 26629 Grofiefehn,
wiéhrend der allgemeinen Dienstzeiten aus.

Auf die Rechtsbehelfsmoglichkeit fiir Vereinigungen 1i. S.
der §§ 2, 3 und 4 Abs. 3 UmwRG sowie fiir Beteiligte nach
§ 61 Nrn. 1 und 2 VwGO zur Zuléssigkeit des Planungsvorha-
bens nach Umweltrecht wird hingewiesen.

Gemif § 27 a Abs. 2 VwVIG wird diese offentliche Bekannt-
machung auch im Internet unter http://www.flurb-we.nieder-
sachsen.de in der Rubrik ,Offentliche Bekanntmachungen®
einsehbar.

Diese Bekanntmachung kann auflerdem im Internet unter
http://www.umwelt.niedersachen.de und dort tiber den Pfad
»Service > Umweltinformationssysteme > UVP-Portal > https:/
uvp.niedersachsen.de/portal > UVP-Kategorien > Flurberei-
nigung > Vereinfachte Flurbereinigung Strackholt, Landkreis
Aurich eingesehen werden.

— Nds. MBI. Nr. 29/2019 S. 1072

Anlage

Auszug aus dem Planfeststellungsbeschluss
der 5. Anderung des Plans nach § 41 FlurbG
der Vereinfachten Flurbereinigung Strackholt, Landkreis Aurich

1. Planfeststellung, Planunterlagen

Gemdf § 41 Abs. 3 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG)
i.d. F. vom 16. 3. 1976 (BGBI. I 546), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 19. 12. 2008 (BGBL. I 2794) wird die von dem Amt
fir Regionale Landesentwicklung Weser-Ems — Geschéfts-
stelle Aurich — im Benehmen mit dem Vorstand der Teilneh-
mergemeinschaft erarbeitete 5. Anderung des Wege- und
Gewasserplans mit landschaftspflegerischem Begleitplan der
vereinfachten Flurbereinigung Strackholt, Landkreis Aurich,
festgestellt.

Planunterlagen*)

2. Auflagen
Der Beschluss ist mit Auflagen verbunden*).

3. Begriindung*)
4. Einwendungen
Vorgebrachte Einwendungen und Anregungen wurden im

Anhérungstermin einvernehmlich geregelt.

5. Umweltvertriglichkeit, Artenschutz*)
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6. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach
Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Niedersdchsischen
Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, Calenberger Strafle 2, 30169 Hannover, einzulegen.

*) Hier nicht abgedruckt.

K. Ministerium fiir Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur sozialen Wohnraumforderung
(Wohnraumférderprogramm 2019)

RdErl. d. MU v. 2. 7. 2019 — 64-25110-2/1 —

— VORIS 23400 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 7. 2019 (Nds. MBL. S. 1075)
— VORIS 23400 —
b) RdErl. d. MS v. 26. 3. 2014 (Nds. MBL. S. 344), zuletzt gedndert
durch RdErl. v. 28. 3. 2017 (Nds. MBL. S. 346)
— VORIS 23400 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewdhrt nach Mafigabe dieser Richtlinie Zu-
wendungen fiir die soziale Wohnraumférderung.

1.2 Die Gewdhrung der Zuwendung erfolgt entsprechend
den Regelungen

— des NWoFG vom 29. 10. 2009 (Nds. GVBLI. S. 403), zuletzt
gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. 6. 2019 (Nds.
GVBL S. 110),

— der Richtlinie zur Durchfithrung der sozialen Wohnraum-
forderung in Niedersachsen (Wohnraumforderbestimmun-
gen — WFB) — Bezugserlass zu a — und

— des Beschlusses der Kommission vom 20. 12. 2011 tber die
Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 des Vertrags tiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union auf staatliche Bei-
hilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be-
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inter-
esse betraut sind (ABl. EU 2012 Nr. L 7 S. 3) — im Folgen-
den: DAWI-Freistellungsbeschluss —

in der jeweils geltenden Fassung.

1.3 Ein Anspruch auf Gewédhrung einer Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund
ihres pflichtgemédflen Ermessens im Rahmen der verfiigbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Forderung
2.1 Allgemeine Mietwohnraumfoérderung

Gefordert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-
bundenem Mietwohnraum in Mehrfamilienhdusern fiir Haus-
halte mit geringen und mittleren Einkommen durch
2.1.1 Neubau von Mietwohnungen,

2.1.2 Anderung und Erweiterung von Gebiduden sowie
2.1.3 modellhafte Wohnprojekte.

2.2 Modernisierung von Mietwohnraum

Gefordert wird die Modernisierung von Mietwohnraum in
Mehrfamilienhdusern im Mietwohnungsbestand einschlief3-
lich energetischer Modernisierung von Mietwohnungen, die
vor dem 1. 2. 2002 fertiggestellt worden sind.

2.3 Mietwohnraumférderung auf den Ostfriesischen Inseln

Gefordert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-
bundenem Mietwohnraum in Mehrfamilienhdusern fiir Haus-
halte mit geringen und mittleren Einkommen auf den Ost-

friesischen Inseln durch den Neubau von Mietwohnungen in
den Gebieten der Stddte Borkum und Norderney, der Inselge-
meinde Juist, des Nordseebades Wangerooge sowie der Ge-
meinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog.

2.4 Forderung von Wohnheimplétzen fiir Studierende

Gefordert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-
bundenen Wohnheimplétzen fiir Studierende an Hochschul-
standorten in Niedersachsen durch

2.4.1 Neubau von Wohnheimen sowie
2.4.2 Anderung oder Erweiterung von Gebéuden.

2.5 Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen

Gefordert wird der Erwerb von wahlweise fiinf- oder zehn-
jahrigen Belegungs- und Mietbindungen an Mietwohnungen
fir Haushalte mit geringen Einkommen im ungebundenen
Wohnungsbestand

2.5.1 in den kommunalen Gebietskorperschaften, die nach
der Niedersdchsischen Mieterschutzverordnung als Ge-
biete mit angespannten Wohnungsmarkten gelten,

2.5.2 zur Versorgung von Haushalten mit besonderen Schwie-
rigkeiten bei der Wohnraumversorgung.

2.6 Eigentumsforderung
Gefordert werden
2.6.1 der Neubau,
2.6.2 der Erwerb,
2.6.3 die Modernisierung sowie
2.6.4 die energetische Modernisierung
von selbst genutztem Wohneigentum.

Zuwendungen fir Maflinahmen nach den Nummern 2.6.3
und 2.6.4 dirfen kumuliert werden, dies auch mit Zuwen-
dungen fiir Mafinahmen nach Nummer 2.6.2, soweit sich die
Zuwendungen auf unterschiedliche bestimmbare férderfdhige
Kosten beziehen.

3. Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger

Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger
konnen sein

— bei Mafinahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.4 juristische
Personen des offentlichen und des privaten Rechts, natiir-
liche Personen sowie Personenvereinigungen mit eigener
Rechtspersonlichkeit,

— bei Mafinahmen nach Nummer 2.5 Eigentiimerinnen und
Eigentiimer oder sonstige Verfiigungsberechtigte, die freien
Mietwohnraum Belegungs- und Mietbindungen nach §§ 7
und 9 NWoFG unterwerfen,

— bei Mafinahmen nach Nummer 2.6 natiirliche Personen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsvoraussetzungen werden durch den Be-
zugserlass zu a geregelt.

5. Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
5.1 Allgemeine Mietwohnraumférderung (Nummer 2.1)

5.1.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektforderung wie folgt gewéhrt:

5.1.1.1 bei der Schaffung von Mietwohnraum zur Belegung
mit Haushalten mit geringen Einkommen ein anfing-
lich zinsloses, riickzahlbares Darlehen und ein Til-
gungsnachlass (Teilschulderlass),

5.1.1.2 bei der Schaffung von Mietwohnraum zur Belegung
mit Haushalten mit mittleren Einkommen ein an-
féanglich zinsloses, riickzahlbares Darlehen.

5.1.2 Zuwendungsfihig sind die notwendigen Kosten. Maf}-
stab fiir die Notwendigkeit ist ein einfacher Ausfithrungsstan-
dard, der nicht tber die gesetzlichen Anforderungen hinaus-
geht. Die Notwendigkeit wird vermutet, wenn die Gesamtkos-
ten die jeweilige Bemessungsgrenze nach Nummer 5.1.4 nicht
iiberschreiten.

1073



Nds. MBL. Nr. 29/2019

5.1.3 Die Hohe des Darlehens betrdgt bis zu 75 % der Ge-
samtkosten; es kann ein Darlehen in Hohe von bis zu 85 % der
Gesamtkosten gewéhrt werden, wenn die Bewilligungsstelle
dies unter Beriicksichtigung der Umstédnde des Einzelfalles fiir
geboten halt.

5.1.4 Die fur die Bemessung des Darlehens zugrunde zu le-
genden Gesamtkosten werden entsprechend den Mietenstufen
nach den Bestimmungen der Anlage zu § 1 Abs. 3 Wohngeld-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung in Gemeinden
mit

5.1.4.1 der Mietenstufe I auf 3 300 EUR,

5.1.4.2 den Mietenstufen IT und IIT auf 3 450 EUR und
5.1.4.3 den Mietenstufen IV bis VI auf 3 600 EUR

je Quadratmeter Wohnfldche begrenzt.

Die Bemessungsgrenzen verdndern sich beginnend ab dem
1. 9. 2019 zum 1. eines jeden Quartals um den Prozentsatz,
um den sich der vom Statistischen Bundesamt im vorherge-
henden Quartal festgestellte Baupreisindex fiir den Neubau
von Wohngebduden in konventioneller Bauart erhéht oder
verringert hat (Verdnderungsrate zum Vorquartal in 9%). Die
verdnderte Bemessungsgrenze wird auf volle 10 EUR aufge-
rundet und unverziiglich nach deren Feststellung von der Be-
willigungsstelle im Internet unter http://www.nbank.de be-
kannt gegeben.

5.1.5 Uberschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens wegen besonderer Umstédnde des Einzelfalles die
jeweils geltende Bemessungsgrenze, so kann die Bewilligungs-
stelle einen angemessenen Zuschlag zulassen. Die Einzelhei-
ten des Verfahrens und zur Priifung der Gesamtkosten regelt
der Bezugserlass zu a.

5.1.6 Der Tilgungsnachlass betrdgt 30 % des Darlehensur-
sprungsbetrages. Der Betrag wird nach Ablauf des 20. Jahres
nach Bezugsfertigkeit des geférderten Wohnraums von dem
Darlehensursprungsbetrag abgezogen. Ndheres regelt der Be-
zugserlass zu a.

5.1.7 Die Darlehen werden bei der Schaffung von Miet-
wohnraum fiir Haushalte

5.1.7.1 mit geringen Einkommen bis zum Ablauf des 35. Jah-
res und

5.1.7.2 mit mittleren Einkommen bis zum Ablauf des
30. Jahres

nach Bezugsfertigkeit des geforderten Wohnraums zinslos ge-
wihrt. Danach werden marktiibliche Zinsen erhoben. Nahe-
res regelt der Bezugserlass zu a.

5.1.8 Die Hohe der Zuwendung ist so zu bemessen, dass durch
sie keine unzuléssige staatliche Beihilfe gemafs Artikel 107
AEUV gewdhrt wird. Die Bewilligungsstelle nimmt dazu eine
Investitionsrechnung nach dem Modell des vollstandigen Fi-
nanzplans vor. Die Forderung ist durch die Anwendung des
DAWI-Freistellungsbeschlusses derart auszugestalten, dass
eine EU-beihilferechtlich relevante Uberkompensation ausge-
schlossen ist.

5.2 Modernisierung von Mietwohnraum (Nummer 2.2)

5.2.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-

zierung zur Projektforderung wie folgt gewdhrt:

5.2.1.1 bei der Modernisierung von Mietwohnraum zur Bele-
gung mit Haushalten mit geringen Einkommen ein
anfanglich zinsloses, riickzahlbares Darlehen und ein
Tilgungsnachlass (Teilschulderlass),

5.2.1.2 bei der Modernisierung von Mietwohnraum zur Bele-
gung mit Haushalten mit mittleren Einkommen ein
anfanglich zinsloses, riickzahlbares Darlehen.

5.2.2 Zuwendungsfdhig sind die notwendigen Kosten. Maf}-

stab fiir die Notwendigkeit ist ein durchschnittlicher Ausfiih-

rungsstandard, der nicht tiber die gesetzlichen Anforderungen

hinausgeht.

5.2.3 Die Hohe des Darlehens betrdgt bei Wohnraum fir

Haushalte

5.2.3.1 mit geringen Einkommen bis zu 75 %,
5.2.3.2 mit mittleren Einkommen bis zu 60 %
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der durch die Modernisierungsmafinahme verursachten Kos-
ten, jedoch hochstens zwei Drittel der Kosten eines vergleich-
baren Neubaus. Nummer 5.1.4 gilt entsprechend.

5.2.4 Fir die Bemessung der Zuwendungen gelten die Num-
mern 5.1.6 bis 5.1.8 entsprechend.

5.3 Mietwohnraumférderung auf den Ostfriesischen Inseln
(Nummer 2.3)

5.3.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektférderung als ein anfédnglich zinsloses, riick-
zahlbares Darlehen und ein Tilgungsnachlass (Teilschulder-
lass) gewdhrt.

5.3.2 Fir die Zuwendungsfihigkeit der Kosten und die
Hohe des Darlehens gelten Nummer 5.1.2 Satz 1 und Num-
mer 5.1.3 entsprechend. Die Notwendigkeit wird vermutet,
wenn die Gesamtkosten die Bemessungsgrenze nach Num-
mer 5.3.3 nicht tiberschreiten.

5.3.3 Die fur die Bemessung des Darlehens zugrunde zu le-
genden Gesamtkosten werden auf das Eineinhalbfache der je-
weils geltenden Bemessungsgrenze nach Nummer 5.1.4.1
begrenzt.

5.3.4 Uberschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens wegen besonderer Umstdnde des Einzelfalles und
unter Berticksichtigung der besonderen Inselsituation die Be-
messungsgrenze, so ist Nummer 5.1.5 entsprechend anzu-
wenden.

5.3.5 Fir die Bemessung des Tilgungsnachlasses gilt Num-
mer 5.1.6 entsprechend.

5.3.6 Die Darlehen werden liangstens bis zum Ablauf des
35. Jahres nach Bezugsfertigkeit zinslos gewéhrt. Danach gilt
Nummer 5.1.7 Satze 2 und 3 entsprechend.

5.3.7 Die Hohe der Zuwendung ist so zu bemessen, dass die
Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsempfinger
bezogen auf das im Rahmen der Finanzierung einzusetzende
Eigenkapital unter Beriicksichtigung der besonderen Insel-
situation eine angemessene Eigenkapitalrendite erzielen kann.

Im Ubrigen gilt Nummer 5.1.8 entsprechend.

5.4 Forderung von Wohnheimplétzen fir Studierende (Num-
mer 2.4)

5.4.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektforderung entsprechend der Nummer 5.3.1
gewdhrt.

5.4.2 Die Hohe des Darlehens betrdgt bis zu 75 000 EUR je
Wohnheimplatz. Fiir Wohnheimpléatze, die als rollstuhlge-
rechter Wohnraum fiir Menschen mit Behinderungen oder als
Eltern-Kind-Apartment geschaffen werden, betrdgt die Hohe
des Darlehens bis zu 95 000 EUR je Wohnheimplatz. Die Be-
trage erhohen oder verringern sich beginnend ab dem 1. 9. 2019
in demselben Umfang, wie sich die Bemessungsgrenzen nach
Nummer 5.1.4 Satz 2 verdndern. Nummer 5.1.4 Satz 3 gilt
entsprechend.

5.4.3 Der Tilgungsnachlass betrdgt 20 % des Darlehensur-
sprungsbetrages. Nummer 5.1.6 Sitze 2 und 3 gilt entsprechend.
5.4.4 Die Darlehen werden bis zum Ablauf des 30. Jahres
nach Bezugsfertigkeit des geforderten Wohnraums zinslos ge-
wihrt. Danach gilt Nummer 5.1.7 Sétze 2 und 3 entsprechend.

Im Ubrigen gilt Nummer 5.1.8 entsprechend.

5.5 Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen (Nummer 2.5)

5.5.1 Die Zuwendungen werden als nicht rtickzahlbare Zu-
schiisse in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektfor-
derung gewdhrt.

5.5.2 Die Hohe der Zuwendung betragt

5.5.2.1 2,00 EUR pro Monat bei einer finfjahrigen und
5.5.2.2 2,50 EUR pro Monat bei einer zehnjihrigen
Belegungs- und Mietbindung je Quadratmeter Wohnflédche.

5.6 Eigentumsforderung (Nummer 2.6)

5.6.1 Die Zuwendungen fiir Maflnahmen nach den Num-
mern 2.6.1 und 2.6.2 werden in Form einer Festbetragsfinan-
zierung zur Projektforderung als ein anfianglich zinsloses,
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riickzahlbares Darlehen gewahrt. Die Hohe des Darlehens be-
trdgt bis zu 50 000 EUR, wenn zuwendungsfihige Kosten
mindestens in dieser Héhe nachgewiesen werden. Unter der
gleichen Voraussetzung erhoht sich der Darlehensbetrag fiir
jedes zum Haushalt rechnende Kind und fir jeden zum
Haushalt gehtrenden Menschen mit Behinderung um jeweils
5 000 EUR.

5.6.2 Die Zuwendungen fiir Maflinahmen nach den Num-
mern 2.6.3 und 2.6.4 werden in Form einer Anteilfinanzie-
rung zur Projektférderung als ein anfanglich zinsloses, riick-
zahlbares Darlehen gewdhrt. Die Hohe des Darlehens betragt
85 % der Gesamtkosten, jedoch nicht mehr als 50 000 EUR.

5.6.3 Vorhaben mit einem Zuwendungsbedarf von weniger
als 10 000 EUR werden nicht gefordert.

5.6.4 Die Darlehen werden fiir die Dauer von 15 Jahren zins-
los gewdéhrt. Danach gilt Nummer 5.1.7 Sétze 2 und 3 entspre-
chend.

6. Anweisungen zum Verfahren

Bewilligungsstelle geméfl § 18 NWoFG ist die Investitions-
und Forderbank Niedersachsen (NBank), Giinther-Wagner-
Allee 12—16, 30177 Hannover.

7. Schlussbestimmungen
7.1 Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 7. 2019 in Kraft
und mit Ablauf des 31. 12. 2023 aufler Kraft.

7.2 Der Bezugserlass zu b tritt mit Ablauf des 30. 6. 2019 au-
Rer Kraft.

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und groflen selbstdndigen
Stadte und selbstédndigen Gemeinden

Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI. Nr. 29/2019 S. 1073

Richtlinie zur Durchfithrung
der sozialen Wohnraumférderung in Niedersachsen
(Wohnraumférderbestimmungen — WFB —)

RdErl. d. MU v. 2. 7. 2019 — 64-25100-3/7 —

— VORIS 23400 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 7. 2019 (Nds. MBL. S. 1073)
— VORIS 23400 —
b) RdErl. d. MS v. 1. 9. 2011 (Nds. MBL. S. 718), zuletzt gedndert
durch RdErl. v. 28. 3. 2017 (Nds. MBL. S. 347)
— VORIS 23400 —
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Die Abkiirzungen der im nachstehenden Verzeichnis zitierten
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung:

AllGO Verordnung iiber die Gebiihren und Auslagen

fir Amtshandlungen und Leistungen

ANBest-P Allgemeine Nebenbestimmungen
fir Zuwendungen zur Projektférderung
(Anlage 2 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO)

AufenthG Aufenthaltsgesetz

BauGB Baugesetzbuch

BGB Biirgerliches Gesetzbuch

EnEV Energieeinsparverordnung

LHO Niedersdchsische Landeshaushaltsordnung

NuwG Niedersachsisches Gesetz
iber unterstiitzende Wohnformen

NWoFG Niedersdchsisches Wohnraumférdergesetz

SGB IX Neuntes Buch des Sozialgesetzbuchs —
Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen

SGB XI Elftes Buch des Sozialgesetzbuchs —
Soziale Pflegeversicherung

SGB X1II Zwolftes Buch des Sozialgesetzbuchs —
Sozialhilfe

\AY% Verwaltungsvorschriften

WoFIV Wohnflachenverordnung

WoGV Wohngeldverordnung

Erster Abschnitt

Allgemeine Fordergrundsitze

1. Forderzweck, Rechtsgrundlagen

1.1 Das Land fordert auf Grundlage des NWoFG den Woh-
nungsbau und andere Mafinahmen zur Unterstiitzung von
Haushalten bei der Versorgung mit angemessenem Wohnraum.
Dazu werden auf Antrag Zuwendungen aus dem zur Finan-
zierung der sozialen Wohnraumforderung errichteten Sonder-
vermoOgen ,,Wohnraumforderfonds Niedersachsen” gewdhrt.
Diese Richtlinie enthélt Bestimmungen zur Durchftihrung des
NWOoFG und der sozialen Wohnraumférderung in Niedersach-
sen.

1.2 Die Gewdhrung von Zuwendungen erfolgt entsprechend
den Regelungen

— des NWoFG vom 29. 10. 2009 (Nds. GVBL. S. 403), zuletzt
gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. 6. 2019
(Nds. GVBL S. 110),

— der Richtlinie tiber die Gewdhrung von Zuwendungen
zur sozialen Wohnraumforderung (Wohnraumférderpro-
gramm 2019) — Bezugserlass zu a — und

— des Beschlusses der Kommission vom 20. 12. 2011 tber die
Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union auf staatliche
Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be-
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
betraut sind (ABL. EU 2012 Nr. L 7 S. 3) — im Folgenden:
DAWTI-Freistellungsbeschluss —

in der jeweils geltenden Fassung.

1.3 Die VV zu § 44 LHO finden Anwendung, soweit in dieser
Richtlinie auf diese Verwaltungsvorschriften verwiesen wird.

2. Begriffsbestimmungen
Fiir diese Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen:
2.1 Altere Menschen:

Altere Menschen bezeichnet Personen, die das 60. Lebens-
jahr vollendet haben.

2.2 Anderung und Erweiterung von Gebduden:

Anderung und Erweiterung von Gebauden bezeichnet
bauliche Malnahmen, mit denen unter wesentlichem
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2.3

2.4

2.5

2.6

2.7

2.8

2.9

2.10

2.11

2.12

2.13

Bauaufwand — mindestens jedoch ein Drittel vergleich-
barer Neubaukosten — dauerhafter Wohnraum geschaf-
fen wird. Dazu gehoren insbesondere der Ausbau eines
Dachgeschosses, das Aufstocken eines Gebdudes, der
Anbau an ein Gebdude sowie die Nutzungsdnderung
von Rdumen, die bisher nicht Wohnzwecken dienten.

Bewilligungsstelle:

Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Forderbank
Niedersachsen (NBank).

Bezugsfertigkeit:

Wohnraum gilt als bezugsfertig, wenn er so weit fertig
gestellt ist, dass den kiinftigen Bewohnerinnen und Be-
wohnern zugemutet werden kann, ihn zu beziehen.
Eigenheim:

Ein Eigenheim ist ein im Eigentum einer natiirlichen
Person stehendes Grundstiick mit einem Wohngebéude,
das nicht mehr als zwei Wohnungen enthélt, von denen
eine Wohnung zum Bewohnen durch die Eigentiimerin
oder den Eigentimer und ihre oder seine Angehorigen
bestimmt ist.

Eigentumswohnung:

Eine Eigentumswohnung ist eine Wohnung, an der Woh-

nungseigentum nach den Vorschriften des Wohnungsei-

gentumsgesetzes begriindet ist. Eine Eigentumswohnung,

die zum Bewohnen durch die Wohnungseigentiimerin

oder den Wohnungseigentiimer und ihre oder seine Ange-

horigen bestimmt ist, ist selbstgenutztes Wohneigentum

i. S. dieser Richtlinie.

Energetische Modernisierung:

Energetische Modernisierung sind Investitionen fiir Maf3-

nahmen zum Zwecke der CO,~Minderung und Energie-

einsparung sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien.

Dazu gehoren insbesondere

— die nachtrdagliche Warmeddmmung der Gebadude-
winde, des Daches, der Kellerdecke oder von erdbe-
rithrten Auflenflichen beheizter Rdume,

— die Fenster- und Auf8entiirerneuerung,

— die Erneuerung von Heizungstechnik auf Basis fossi-
ler Brennstoffe oder

— Mafinahmen zur Nutzung erneuerbarer Energietrager.

Haushalte mit geringen Einkommen:

Der Begriff bezeichnet Haushalte, deren Gesamtjahres-

einkommen die in § 3 Abs. 2 NWoFG bestimmten Ein-

kommensgrenzen nicht tiberschreiten.

Haushalte mit mittleren Einkommen:

Der Begriff bezeichnet Haushalte, deren Gesamtjahres-

einkommen die in § 5 Abs. 2 DVO-NWOoFG geregelten

Einkommensgrenzen nicht tiberschreiten.

Mehrfamilienhaus:

Ein Mehrfamilienhaus ist ein Gebéude fiir die Unterbrin-

gung von mehreren Wohngemeinschaften oder Mietpar-

teien, welches mindestens drei Wohneinheiten besitzt.

Menschen mit Behinderungen:

Menschen mit Behinderungen sind solche gemaf} § 2

Abs. 1 SGB IX. Als Menschen mit Behinderungen gelten

unbeschadet der gesetzlichen Definition Personen mit

einem Grad der Behinderung von mindestens 50 sowie

hilfe- und pflegebediirftige Personen mit Pflegegrad 2 oder

hoher.

Modellhafte Wohnprojekte:

Modellhafte Wohnprojekte sind solche Vorhaben, die

Wohnkonzeptionen weiterentwickeln und die geeignet

sind, die Qualitdtsentwicklung in einem spezifischen

Praxis- oder Problemfeld voranzutreiben und innovative

Anstofle zur Weiterentwicklung der sozialen Wohnraum-

férderung zu geben.

Modernisierung:

Modernisierung bezeichnet bauliche Mafinahmen, die

eine nachhaltige Erh6hung des Gebrauchswerts des Wohn-
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raums oder des Wohngebédudes, eine dauerhafte Verbes-
serung der allgemeinen Wohnverhéltnisse, eine nachhal-
tige Einsparung von Energie oder Wasser bewirken oder
den Austausch von Bleileitungen in der Trinkwasserin-
stallation beinhalten. Der Modernisierung stehen MaB-
nahmen gleich, bei denen unter wesentlichem Bauauf-
wand Wohnraum an gednderte Wohnbediirfnisse ange-
passt wird, insbesondere solche, die ein barrierefreies
Wohnen ermoglichen, wenn sie in Anlehnung an die
Vorgaben der als technische Baubestimmung eingefiihr-
ten DIN 18040-2:2011-09, Barrierefreies Bauen — Pla-
nungsgrundlagen — Teil 2: Wohnungen (im Folgenden:
DIN 18040-2) durchgefiihrt werden. Instandsetzungen,
die durch Mafinahmen der Modernisierung verursacht
werden, fallen unter die Modernisierung.

2.14 Neubau:

Neubau bezeichnet bauliche Mafinahmen, durch die
dauerhafter Wohnraum in einem neuen selbstindigen
Gebéaude geschaffen wird.

2.15 Wohnraum:

Wohnraum ist umbauter Raum, der tatsidchlich und recht-
lich zur dauernden Wohnnutzung geeignet und von der
oder dem Verfiigungsberechtigten dazu bestimmt ist.

2.16 Wohnraumférderstelle, zustidndige Stelle:

Die Begriffe Wohnraumftrderstelle und zustéandige Stelle
bezeichnen die nach § 18 Abs. 1 Satz 1 NWoFG zustidn-
dige Stelle.

3. Fordergrundsitze
3.1 Die soziale Wohnraumférderung ist der Nachhaltigkeit
einer Wohnraumversorgung verpflichtet, die die wirtschaftli-
chen und sozialen Erfordernisse mit der Erhaltung der Um-
welt in Einklang bringt. Bei der Forderung sind insbesondere
zu berticksichtigen

3.1.1 die regionalen und ortlichen wohnungswirtschaftlichen
und stddtebaulichen Verhéltnisse einschlieflich der
demografischen Entwicklung,

3.1.2 die besonderen Anforderungen des zu versorgenden
Personenkreises, insbesondere die Anforderungen des
Wohnens von Familien sowie von Personen, die infolge
von Alter, Behinderung oder Krankheit in ihrer Mobili-
tat eingeschrankt sind,

3.1.3 eine gute Anbindung der Forderobjekte an Infrastruk-
tureinrichtungen wie den offentlichen Personennah-
verkehr,

3.1.4 die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohner-
strukturen sowie ausgewogener Siedlungsstrukturen,

3.1.5 der sparsame Umgang mit Grund und Boden und die
Anforderungen Kosten sparenden und Ressourcen scho-
nenden Bauens,

3.1.6 Mafinahmen, die im Zusammenhang mit stidtebau-
lichen Erneuerungs- oder Entwicklungszielen stehen,

3.1.7 der Beitrag des genossenschaftlichen Wohnens zur Er-
reichung der Ziele der Wohnraumforderung,

3.1.8 besondere Ansitze zur Weiterentwicklung nachhaltiger
Wohnraumversorgung.

3.2 Die Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungs-
empfanger haben sdmtliche Moglichkeiten zur Kostensenkung
auszuschopfen. Bei der Forderung sind die das Haushaltsrecht
beherrschenden Grundsitze von Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Notwendigkeit in besonderem Maf}e zu beachten.

4. Zusammenarbeit der zustidndigen Stellen

Um die Ziele des NWoFG und das jeweilige Forderziel zu
erreichen, arbeiten die zustdndigen Stellen und die Bewilli-
gungsstelle zusammen. Sie unterrichten einander tiber Ange-
legenheiten von grundsatzlicher Bedeutung und tauschen In-
formationen aus, die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben je-
weils notwendig sind. Sie gewéhrleisten durch die Zusam-
menarbeit eine zligige und sachgerechte Entscheidung tiber
die Antrage.

Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten
bleiben unbertihrt.

5. Kontingentierung der Fordermittel, Fordervorrang

5.1 Eine Kontingentierung der im Sondervermégen ,,Wohn-
raumforderfonds Niedersachsen” zur Verfiigung stehenden
Fordermittel fiir die einzelnen Fordergegenstinde nach dem
Bezugserlass zu a erfolgt grundsatzlich nicht. Die Férdermittel
stehen nach dem Gesamtdeckungsprinzip fir alle Forderge-
genstdnde gleichermaflen zur Verfiigung, soweit nicht nach
den Mafigaben des Haushaltsrechts eine getrennte Bewirtschaf-
tung vorgeschrieben ist. Soweit es zur Wahrung einer gleich-
maéfigen Inanspruchnahme oder zur sachgerechten Steuerung
der Fordermittel erforderlich ist, kann die Bewilligungsstelle im
Einvernehmen mit dem Fachministerium Kontingente bilden.

5.2 Ubersteigen die beantragten Zuwendungen die im Son-
dervermogen ,,Wohnraumférderfonds Niedersachsen zur Ver-
fiigung stehenden Fordermittel, so ist Bauvorhaben mit be-
sonderer stidtebaulicher Bedeutung, etwa in Sanierungsge-
bieten nach § 142 BauGB, Entwicklungsbereichen nach § 165
BauGB, Erhaltungsgebieten nach § 172 BauGB, Stadtumbau-
gebieten nach § 171 b BauGB, Gebieten mit einer Maflnahme
der Sozialen Stadt nach § 171 e BauGB, Untersuchungsgebie-
ten nach § 141 BauGB oder in Fordergebieten der Stiadtebau-
forderung, grundsitzlich der Vorrang einzurdumen. Im Wei-
teren sind unter anderem der ortliche Bedarf, die Schaffung
von barrierefreiem Wohnraum, das Wohnen von Familien mit
Kindern, die Lage und die Qualitdt des Vorhabens Kriterien
fir die vorrangige Bewilligung von Zuwendungen.

5.3 Unter sonst gleichen Voraussetzungen in stadtebauli-
cher, wohnungspolitischer, sozialer und wirtschaftlicher Hin-
sicht sollen innerhalb der einzelnen Forderungsrange solche
Bauvorhaben gleichwertiger Giite und Ausstattung bevorzugt
gefordert werden, bei denen aufgrund vergleichsweise niedri-
gerer Gesamtkosten geringere Fordermittel benotigt werden.

6. Allgemeine Bewilligungsvoraussetzungen
Die Bewilligung einer Zuwendung setzt voraus, dass

6.1 bei der Zuwendungsempfingerin oder dem Zuwendungs-
empfinger eine ordnungsgeméifie Geschiftsfiihrung gesi-
chert erscheint und sie oder er in der Lage ist, die zweck-
entsprechende Verwendung der Fordermittel bestimmungs-
gemdf nachzuweisen,

6.2 die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsemp-
fanger die Gewdhr fir eine ordnungsgeméfle und wirt-
schaftliche Durchfihrung des Bauvorhabens sowie fiir
eine ordnungsgemifle Verwaltung, Verwendung und Un-
terhaltung des geforderten Wohnraums bietet,

6.3 die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsemp-
fanger die erforderliche Leistungsfahigkeit und Zuverlas-
sigkeit besitzt,

6.4 eine gesicherte Gesamtfinanzierung des zu férdernden
Objekts vorliegt,

6.5 die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsemp-
fanger eine angemessene Eigenleistung erbringt.

7. Allgemeine Forderausschliisse
Nicht gefordert wird Wohnraum, der

7.1 an einem Ort auflerhalb Niedersachsens gelegen ist oder
geschaffen werden soll,

7.2 zur dauerhaften Vermietung oder Eigennutzung ungeeig-
net ist,

7.3 in seiner Bauausfithrung, Ausstattung oder Grofe sowie
hinsichtlich der Miete oder der Belastung nicht den allge-
meinen Wohnbeditirfnissen entspricht oder

7.4 als Ferienwohnung, in Ferienhdusern und in Wochen-
endhéusern errichtet ist oder werden soll.

8. Forderung begonnener Vorhaben

8.1 Bereits begonnene Vorhaben diirfen nicht geférdert wer-
den. Als Vorhabenbeginn ist grundsatzlich der Abschluss ei-
nes dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs-, Leistungs-,

1077



Nds. MBL. Nr. 29/2019

Kauf- oder Werkvertrages zu werten. Nicht als Vorhabenbe-
ginn gelten jedoch der Erwerb des Baugrundstiicks, die Bestel-
lung eines Erbbaurechts, die Erstellung der Planungsunter-
lagen fiir das Vorhaben, eine Baugrunduntersuchung ein-
schlieflich des Auftrags zur Planung einer solchen Untersu-
chung, ein Herrichten des Grundstiicks und ein rechtlich
nicht bindender Abschluss eines Reservierungsvertrags fiir
eine Kaufmafinahme.

8.2 Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag einen vorzeitigen
Mafinahmenbeginn auf eigenes Risiko der Antragstellerin
oder des Antragstellers zulassen. Die Zulassung eines vorzeiti-
gen Mafinahmenbeginns begriindet keinen Anspruch auf Ge-
wihrung einer Zuwendung.

9. Einsatz anderer Finanzierungshilfen

9.1 Neben der sozialen Wohnraumforderung diirfen auch
andere Forderungen fir denselben Zweck in Anspruch ge-
nommen werden. Sollen fir dieselben Baumafinahmen Zu-
wendungen von mehreren Stellen des Landes oder sowohl
vom Land als auch von anderen offentlichen Stellen bewilligt
werden, so haben sich die beteiligten Stellen vor der Bewilli-
gung so weit wie moglich abzustimmen. Dies gilt insbeson-
dere fiir den Fall, dass

9.1.1 fur dieselbe Kostenposition, die in verschiedenen For-
derprogrammen forderfihig ist, mehrere Forderpro-
gramme in Anspruch genommen werden sollen oder

9.1.2 es sich bei der Férderung um eine Ausgleichsleistung
fiir die Erbringung von Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse i. S. des DAWI-Freistel-
lungsbeschlusses handelt.

9.2 Soweit anderweitige vertragliche oder gesetzliche An-
spriiche auf Finanzierungsmittel fiir dieselben baulichen Maf3-
nahmen bestehen, sind diese Finanzierungsmittel vorrangig
einzusetzen.

10. Vorrangige Kapitalmarktmittel

10.1 Den als Zuwendung gewdhrten Darlehen sollen nur
Darlehen zu den fur erststellige Kapitalmarktmittel im Woh-
nungsbau tiblichen Bedingungen im Rang vorgehen. Die lau-
fende Darlehenstilgung muss mindestens 1 % jéhrlich zuziig-
lich ersparter Zinsen betragen. Die Bewilligungsstelle kann
verlangen, dass der Zinssatz des Darlehens fiir einen bestimm-
ten Zeitraum festgeschrieben wird.

10.2 Soll die Tilgung ausgesetzt und mit dem Abschluss von
Lebensversicherungs- oder Bausparvertrdgen verbunden wer-
den, so miissen sich die Darlehensgldubigerinnen und -gldubi-
ger gegeniiber der Bewilligungsstelle verpflichten, im Fall der
Zwangsvollstreckung in das Grundstiick, das Erbbaurecht
oder das Wohnungseigentum oder in dessen Ertrdge oder im
Fall eines Notverkaufs ihr Grundpfandrecht hochstens mit
dem Betrag geltend zu machen, der sich ergeben wiirde, wenn
ihr Darlehen unter Berticksichtigung von drei tilgungsfreien
Jahren ab Bezugsfertigkeit mit 1 % jahrlich zuziiglich erspar-
ter Zinsen getilgt worden wire.

10.3 Sollen Darlehen durch eine Grundschuld dinglich gesi-
chert werden, so ist sicherzustellen, dass die Grundschuld
nach Riickzahlung des gesicherten Darlehens nicht erneut zur
Sicherung einer Forderung verwendet wird. Auflerdem muss
sichergestellt sein, dass ein Aufriicken des als Zuwendung ge-
wihrten Darlehens entsprechend der Tilgung der im Rang
vorgehenden oder gleichstehenden Darlehen erfolgt. Grund-
schuldgldubigerinnen und -gldubiger sowie Schuldnerinnen
und Schuldner miissen entsprechende Erkldrungen abgeben.
Die Bewilligungsstelle kann Ausnahmen zulassen.

11. Dingliche Sicherung

11.1 Die als Zuwendung gewéhrten Darlehen sind im Rang
unmittelbar nach den der Finanzierung des Bauvorhabens
dienenden Kapitalmarktmitteln, aber vor etwaigen als Ersatz
der Eigenleistung anerkannten Fremdmitteln dinglich zu si-
chern. Die Bewilligungsstelle kann eine bestimmte Rangfolge
verlangen sowie nach den Umstidnden des Einzelfalls eine an-
dere Rangfolge festlegen.
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11.2 Bei Darlehen bis zu 20 000 EUR kann die Bewilligungs-
stelle auf eine dingliche Sicherung verzichten.

Zweiter Abschnitt

Mietwohnraumforderung

12. Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger

12.1 Zuwendungsempfiangerinnen und Zuwendungsemp-
fanger konnen nattirliche und juristische Personen des 6ffent-
lichen und privaten Rechts sowie Personengesellschaften sein.
Dazu gehoren auch Genossenschaften und Baugemeinschaf-
ten. Baugemeinschaften sollen grundsétzlich die Rechtsfahig-
keit besitzen.

12.2 Die Zuwendung empfingt diejenige Person, die das
Bauvorhaben fir eigene oder fremde Rechnung im eigenen
Namen durchfiithrt oder durch Dritte durchfithren lasst.

13. Fordervoraussetzungen
13.1 Neubau ist forderfahig, wenn folgende Bedingungen er-
fllt sind:

13.1.1 Soweit in dieser Richtlinie nichts Abweichendes be-
stimmt ist, muss aufgrund der 6rtlichen und regiona-
len wohnungswirtschaftlichen Verhiltnisse ein nicht
nur kurzfristiger Bedarf fiir den geplanten Mietwohn-
raum bestehen. Der Bedarfsnachweis wird durch ein
Wohnraumversorgungskonzept der firr den Bauort zu-
stindigen Wohnraumforderstelle erbracht. Das Wohn-
raumversorgungskonzept muss mindestens eine Be-
standsaufnahme und eine Bedarfsprognose fiir den
ortlichen Wohnungsmarkt enthalten, darunter Aussa-
gen zur Versorgung mit sozial geférdertem Wohnraum
und zum Neubaubedarf sowie Zielsetzungen, Hand-
lungsempfehlungen und Mafinahmen fir die ortliche
Wohnraumversorgung.

Solange oder soweit ein Wohnraumversorgungskonzept
nicht vorliegt, kann die Bewilligungsstelle ausnahms-
weise auch ein Stadtteil- oder Stadtentwicklungskon-
zept, Warte- und Bewerberlisten oder Ergebnisse der
kommunalen Wohnungsmarktbeobachtung als Nach-
weis zulassen.

13.1.2 Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss Eigen-
timerin oder Eigentiimer eines fiir das Bauvorhaben
geeigneten Baugrundstiicks sein oder fiir einen ange-
messenen Zeitraum ein Erbbaurecht an einem solchen
Grundstiick erworben haben. Diese Bedingung gilt auch
als erfiillt, wenn nachgewiesen wird, dass der Erwerb
eines solchen Baugrundstiicks oder eines entspre-
chenden Erbbaurechts gesichert ist oder durch die Ge-
wéhrung der Zuwendung gesichert werden soll. Erb-
baurechte miissen eine Restlaufzeit von mindestens
60 Jahren haben.

13.1.3 In dem neuen selbstindigen Gebdude miissen mindes-
tens zwei geforderte Mietwohnungen geschaffen wer-
den; eine Forderung von zur Vermietung bestimmten
Eigentumswohnungen ist ausgeschlossen.

13.1.4 Das Gebdude muss ein bedarfsgerechtes Verhiltnis
von Wohnungen vorsehen.

13.2 Das Bauvorhaben muss den stiddtebaulichen Zielen ent-
sprechen. Die zustdndige Wohnraumfo6rderstelle hat dies unter
Berticksichtigung der Allgemeinen Fordergrundsitze (Num-
mer 3) in Abstimmung mit der fiir den Bauort zustdndigen Ge-
meinde schriftlich zu bestéitigen.

13.3 Die nach den 6rtlichen wohnungswirtschaftlichen Ver-
héltnissen tatsidchlich erzielbare Miete muss ausreichen, um
die Finanzierungs- und Bewirtschaftungskosten, die durch die
laufenden Aufwendungen fir das geférderte Objekt ausgeldst
werden, auf Dauer zu decken.

14. Eigenleistungen

Als Eigenleistungen kommen insbesondere eigene Geldmit-
tel und der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten
Baugrundstiicks in Betracht. Eigenleistungen sind angemes-
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sen, wenn sie mindestens 25 % der Gesamtkosten betragen.
Die Bewilligungsstelle kann nach Mafigabe des Bezugserlasses
zu a insbesondere unter bankwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten eine geringere Eigenleistung zulassen, jedoch nicht weni-
ger als 15 % der Gesamtkosten.

15. Angemessene Wohnungsgrofien

15.1 Gefordert wird nur Mietwohnraum, dessen Grofle ent-
sprechend seiner Zweckbestimmung angemessen ist. Folgende
Wohnfldchen gelten als angemessen i. S. des § 4 Abs. 1 NWoFG:

15.1.1 fiir Haushalte mit einer Person bis 50 m?,
15.1.2 fiir Haushalte mit zwei Personen bis 60 m?,
15.1.3 fiir Haushalte mit drei Personen bis 75 m?,
15.1.4 fiir Haushalte mit vier Personen bis 85 m? und

15.1.5 fiir jede weitere zum Haushalt geh6rende Person wei-
tere 10 m?.

Bei der Berechnung der Wohnfl4che ist die WoFIV anzu-
wenden.

15.2 Die angemessene Grofie des Wohnraums erhoht sich
um weitere 10 m? wenn rollstuhlgerechter Wohnraum fiir
Menschen mit Behinderungen geschaffen werden soll und
durch die Einhaltung der als technische Baubestimmung ein-
gefithrten DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens
,R“ (Anforderungen an Wohnungen fiir eine barrierefreie und
uneingeschrénkte Rollstuhlbenutzung) grofiere Fliachen erfor-
derlich sind.

15.3 Die Wohnraumforderstelle kann im Einzelfall einer
Uberschreitung der angemessenen Wohnraumgréfle um bis zu
10 % zustimmen, wenn bauliche Erfordernisse wie beispiels-
weise der Grundstiickszuschnitt, die Baugrenzen oder Baula-
sten die Einhaltung der genannten Grenzen verhindern.

15.4 Soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist,
soll die Wohnfldche einer Wohnung 35 m?* nicht unterschrei-
ten, 30 m? darf sie nicht unterschreiten.

16. Besondere Wohnformen

16.1 Mietwohnraum kann unter Berticksichtigung der sozia-
len und wohnungswirtschaftlichen Umstdnde des Einzelfalls
auch als gemeinschaftliche Wohnform in

16.1.1 Wohngruppen oder
16.1.2 Wohngemeinschaften

gefordert werden. Dies gilt insbesondere fir Wohnraum fiir
iltere Menschen und Menschen mit Behinderungen sowie fiir
Wohngemeinschaften zur gegenseitigen Unterstiitzung im
Alter oder bei Hilfebediirftigkeit und betreute Wohngemein-
schaften; bei diesen Wohnformen kann ein angemessen gro-
fler Gemeinschaftsraum vorgesehen werden. Nicht geférdert
werden Heime i. S. von § 2 Abs. 2 bis 4 und 7 NuWG.

16.2 EinschlieBlich der gemeinschaftlich genutzten Wohn-
flache soll die Grofe des Wohnraums je Person 40 m?* nicht
iiberschreiten. Wenn rollstuhlgerechter Wohnraum fiir Men-
schen mit Behinderungen geschaffen werden soll und durch
die Einhaltung der als technische Baubestimmung eingefiihr-
ten DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens ,R“ (An-
forderungen an Wohnungen fir eine barrierefreie und un-
eingeschrankte Rollstuhlbenutzung) grofiere Flachen erforder-
lich sind, kann ein angemessener Zuschlag berticksichtigt
werden.

17. Angemessenheit der Gesamtkosten

17.1 Uberschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens die mafigebliche Bemessungsgrenze nach Num-
mer 5.1.4 des Bezugserlasses zu a, so nimmt die Bewilligungs-
stelle weitere Ermittlungen zu den angemessenen Kosten vor.
Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat auf Verlangen
der Bewilligungsstelle weitere Unterlagen vorzulegen, die zur
Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Kos-
ten erforderlich sind und die insbesondere einen Vergleich
mit den Gesamtkosten zulassen, die fiir vergleichbare Objekte
in derselben Region tiblicherweise entstehen. Die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller hat ferner zu erkldren und nach

Moglichkeit durch geeignete Unterlagen zu belegen, dass
samtliches Kostensenkungspotenzial ausgeschopft worden ist.

17.2  Soweit es zur Aufkldrung notwendig erscheint, holt die
Bewilligungsstelle ergidnzend eine Stellungnahme der fiir den
Bauort zustdndigen unteren Bauaufsichtsbehorde dartiber ein,
ob und welche Anforderungen an die Bauausfithrung des Bau-
vorhabens gestellt werden oder gestellt worden sind, die tiber
bundes- und landesgesetzliche Anforderungen hinausgehen
und mafigeblich auf eigenen Rechtsvorschriften, Beschliissen
oder Entscheidungen der kommunalen Gebietskérperschaft
beruhen.

17.3 Die Bewilligungsstelle kann nach Anhérung der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers auf deren oder dessen Kosten
sachverstdndige Dritte mit der Prifung der angemessenen Ge-
samtkosten beauftragen oder zur Priifung hinzuziehen.

17.4 Ist zur Uberzeugung der Bewilligungsstelle nachgewie-
sen, dass das Bauvorhaben nur zu Gesamtkosten umgesetzt
werden kann, die die mafigebliche Bemessungsgrenze nach
Nummer 5.1.4 des Bezugserlasses zu a iiberschreiten, so er-
mittelt sie einen angemessenen Zuschlag fiir die Bemessungs-
grenze. Anforderungen an die Bauausfiihrung mit Auswir-
kungen auf die Gesamtkosten, die iiber bundes- und landesge-
setzliche Anforderungen hinausgehen und maf3geblich auf ei-
genen Rechtsvorschriften, Beschliissen oder Entscheidungen
kommunaler Gebietskorperschaften beruhen, bleiben dabei
aufler Betracht. Die Bewilligungsstelle legt die Hohe des Zu-
schlages im Einvernehmen mit dem Fachministerium fest und
unterrichtet die Antragstellerin oder den Antragsteller unver-
ztiglich tiber das Ergebnis der Priifung.

18. Darlehenskonditionen
Fir das Darlehen gelten folgende Konditionen:

18.1 Das Darlehen wird nach Mafigabe des Bezugserlasses
zu a fir die Dauer von 30 Jahren oder von 35 Jahren zu einem
Zinssatz von 0 % gewdhrt. Im Anschluss ist das Darlehen jihr-
lich mit einem Zinssatz, der bis zu 3 % tiber dem zum Zeit-
punkt der Zinserh6hung giiltigen Basiszinssatz gemaf} § 247
BGB liegt, jedoch den marktiblichen Zinssatz nicht tber-
schreitet, zu verzinsen. Die Bewilligungsstelle kann den Zins-
satz fiir die Restlaufzeit des Darlehens fest vereinbaren.

18.2 Die Tilgung beginnt mit dem auf die vollstindige Aus-
zahlung des Darlehens folgenden Monatsersten, spétestens je-
doch zwei Jahre nach dem Monat, der auf die Bekanntgabe
der Forderentscheidung folgt. Das Darlehen ist in der Weise
zu tilgen, dass es nach einer Laufzeit von lingstens 42 Jahren
ab Bezugsfertigkeit zuriickgezahlt ist. Das Darlehen soll, so-
lange es zu einem Zinssatz von 0 % gewéhrt wird, mit mindes-
tens 1,5 % jahrlich und danach mit mindestens 2,5 % jahrlich
getilgt werden. Die Bewilligungsstelle kann in begriindeten
Einzelfdllen eine andere Tilgung festlegen.

18.3 Die Bewilligungsstelle darf den Beginn der Tilgung um
bis zu drei Jahre hinausschieben, wenn andernfalls in Bezug
auf das geforderte Objekt vortibergehend ein Fehlbetrag zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben entstehen wiirde.

19. Tilgungsnachlass

19.1 Der Tilgungsnachlass ist ein Teilschulderlass. Er kann

nur zusammen mit dem Darlehen in Anspruch genommen

werden; eine Zuwendung allein in Form des Tilgungsnach-

lasses ist ausgeschlossen. Der Betrag wird nach Ablauf des

20. Jahres nach

19.1.1 Bezugsfertigkeit des gefoérderten Wohnraums (Neubau-
vorhaben) oder

19.1.2 dem Abschluss der baulichen Mafinahmen (iibrige Vor-
haben)

von dem Darlehensursprungsbetrag abgezogen.
19.2 Der Tilgungsnachlass darf nur gewéhrt, wenn
19.2.1 fillige Zahlungen vertragsgemaf erbracht worden sind,

19.2.2 nicht vorsétzlich oder grob fahrldssig gegen die Be-
stimmungen der Forderentscheidung einschliefilich
des Darlehensvertrages verstoflen worden ist,
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19.2.3 das Darlehen nicht ganz oder teilweise vorzeitig zu-
riickgezahlt worden ist und

19.2.4 keine Griinde vorliegen, die die Bewilligungsstelle zur
Riicknahme, zum Widerruf oder zur Kindigung der
Forderentscheidung berechtigen wiirden.

19.3 Eine Auszahlung von Tilgungsnachldssen ist nicht
moglich.

20. Belegungsbindungen

20.1 Durch die Forderentscheidung werden Belegungsbin-
dungen nach § 7 NWoFG begriindet. Die Belegungsbindung
beginnt bei Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit des ge-
forderten Wohnraums und bei den tibrigen Vorhaben nach
Abschluss der baulichen Mafinahmen. Sofern nachfolgend
nichts Abweichendes geregelt ist, endet die Belegungsbindung
im Fall der Férderung von Wohnraum ftir Haushalte

20.1.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 35 Jahren
und

20.1.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren.

20.2 An dem geférderten Wohnraum kénnen auch Bele-
gungsbindungen bestimmter Art begriindet werden fir

20.2.1 é&ltere Menschen und
20.2.2 Menschen mit Behinderungen.

Der Wohnraum darf fir die Dauer der Belegungsbindung nur
Personen zum Gebrach iiberlassen werden, die zu dem jewei-
ligen Personenkreis gehéren. Wohnraum mit Belegungsbin-
dungen bestimmter Art ist auch dann forderféhig, wenn kein
Bedarfsnachweis nach Nummer 13.1.1 fir den Wohnraum
vorliegt.

21. Mietbindung

21.1 Durch die Forderentscheidung wird eine Mietbindung
nach § 9 NWoFG begriindet. Die Mietbindung beginnt bei
Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit des geférderten
Wohnraums und bei den iibrigen Vorhaben nach Abschluss
der baulichen Mafinahmen. Sofern nachfolgend nichts Ab-
weichendes geregelt ist, endet die Mietbindung im Fall der
Forderung von Wohnraum fiir Haushalte

21.1.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 35 Jahren
und

21.1.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren.
21.2  Mit Beginn der Mietbindung darf der geférderte Wohn-
raum fiir die Dauer von drei Jahren nur gegen eine Miete (Net-
tokaltmiete) zum Gebrauch tiberlassen werden, die die nach-
stehenden Betrige je Quadratmeter Wohnfliche und Monat
nicht tberschreitet:

Bei der Forderung von Wohnraum
fiir Haushalte mit

in Stadten und geringen mittleren
Gemeinden Einkommen: Einkommen:
der Mietenstufe
I: 5,60 EUR 7,00 EUR
II und III: 5,80 EUR 7,20 EUR
IV bis VI: 6,10 EUR 7,50 EUR.

Die Einteilung der Stddte und Gemeinden in die Mietenstu-
fen I bis VI richtet sich nach den Bestimmungen der Anlage
zu § 1 Abs. 3 WoGV in der jeweils geltenden Fassung.

21.3 Mieterhohungen sind in den ersten drei Jahren der
Mietbindung nicht zulédssig. Ab Beginn des vierten Jahres bis
zum Ende der Mietbindung sind Mieterh6hungen im Rahmen
der Verfahrensregeln der §§ 558 bis 559 b BGB zulissig. Bei
Erhohungen darf sich die Miete innerhalb von 15 Monaten,
von Erhohungen der Betriebskosten nach § 560 BGB abgese-
hen, nicht um mehr als 2,5 % erhohen. Im Fall der Wiederver-
mietung darf eine hohere als die zuvor vereinbarte Miete nur
verlangt werden, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem
der Mietvertrag beginnen und die hohere Miete verlangt wer-
den soll, seit zwo6lf Monaten unveriandert ist; in diesen Fillen
darf die Miete zu Beginn des Mietverhiltnisses die zuvor ver-
einbarte Miete hochstens um 2,5 % tibersteigen.
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21.4 Abweichende Vereinbarungen i. S. von § 557 BGB, ins-
besondere die Vereinbarung einer Staffelmiete (§ 557 a Abs. 1
BGB) sowie die Vereinbarung einer Indexmiete (§ 557 b Abs. 1
BGB), sind nicht zuldssig.

22. Ubertragung von Belegungs- und Mietbindungen

22.1 ImFall der Férderung von Wohnraum fiir Haushalte mit
geringen Einkommen kénnen die Belegungs- und Mietbin-
dungen des geforderten Wohnraums auf gesonderten Antrag
der Zuwendungsempfingerin oder des Zuwendungsempfan-
gers unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 3 NWoFG gleich-
zeitig mit der Forderentscheidung auf anderen Wohnraum
iibertragen werden (mittelbare Belegung). Eine Ubertragung
der Bindungen ist nur zuldssig, wenn dies der Schaffung oder
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen dient oder aus
anderen ortlichen wohnungswirtschaftlichen Griinden gebo-
ten ist. Der Umfang der Ubertragung von Bindungen darf je-
doch 50 % der Anzahl der geforderten Wohnungen nicht
iiberschreiten.

22.2 Die mittelbare Belegung ist nicht allein deshalb zulés-
sig, weil der geforderte Wohnraum fiir Haushalte bestimmt
ist, die Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein haben
und daraus die Vermutung abgeleitet wird, es konnten sozial
instabile Bewohnerstrukturen entstehen. Ebenfalls nicht aus-
reichend ist die blofle Anhdufung von sozial geférdertem Wohn-
raum an einem Ort. Indizien konnen vielmehr ein erhéhter
Handlungsbedarf im sozialen Bereich, spezifische Problem-
lagen bestimmter Bewohnergruppen, tberforderte Nachbar-
schaften, Armut, Arbeitslosigkeit und ein erhéhter interkultu-
reller Integrationsbedarf aufgrund hoher ethnischer Durch-
mischung sein.

22.3 Die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfianger muss Bindungen von insgesamt gleichem Wert an
anderem Wohnraum (Ersatzwohnungen) einrdumen. Die Er-
satzwohnungen sollen in der Gemeinde des geforderten Wohn-
raums gelegen sein und miissen im Bezirk der Wohnraum-
forderstelle liegen. Das Forderziel und der Forderzweck diir-
fen durch die mittelbare Belegung nicht beeintrachtigt wer-
den.

22.4 Ein insgesamt gleicher Wert an anderem Wohnraum ist
insbesondere anhand der Wohnflidche, der Anzahl der Woh-
nungen und dem Wohnwert (Alter, Grofle, Beschaffenheit,
Ausstattung, Lage) zu bemessen. Sofern der Wohnwert der Er-
satzwohnungen den Wohnwert der geférderten Wohnungen
erkennbar unterschreitet, ist ein entsprechender Ausgleich
nach folgender Mafigabe anzustreben:

Von der Zuwendungsempfingerin oder dem Zuwendungs-
empfianger sollen entweder

22.4.1 Ersatzwohnungen mit einer Wohnfl4che, die im Um-
fang dem Eineinhalbfachen der Wohnfldche der gefor-
derten Wohnungen entspricht oder

22.4.2 doppelt so viele Ersatzwohnungen, wie es der Anzahl
der geférderten Wohnungen entspricht, deren Bele-
gungs- und Mietbindungen tibertragen werden sollen,

zur Verfligung gestellt werden.

22.5 Die Wohnraumforderstelle prift durch Inaugenschein-

nahme, ob die Ersatzwohnungen tatsdchlich zur dauernden

Wohnnutzung geeignet sind, insbesondere ob diese nach ihrer

Bauausfithrung, Ausstattung und Grofe den allgemeinen Wohn-

bediirfnissen entsprechen. Der Wohnraum muss tiber folgende

Mindestausstattung verfiigen, die funktionsfidhig und nutzbar

sein muss:

22.5.1 ausreichende natiirliche Belichtung und Beliftung,

22.5.2 Schutz gegen Witterungseinfliisse und Feuchtigkeit,

22.5.3 Anschluss von Energie-, Wasserversorgung und Ent-
wiésserung,

22.5.4 Heizungsanlage,
22.5.5 Anschluss fiir eine Kochkiiche oder Kochnische und
22.5.6 Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette.

Um Fehlférderungen auszuschliefien, ist zu gewdéhrleisten,
dass die Ersatzwohnungen im Wesentlichen dieselben bau-
fachlichen Anforderungen erfiillen, die der geférderte Wohn-
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raum aufgrund einer besonderen Zweckbestimmung oder
aufgrund von Belegungsbindungen bestimmter Art erfiillen
muss.

22.6 Die Bindungen gehen zum Zeitpunkt der Bezugsfertig-
keit der geforderten Wohnungen oder dem Abschluss der bau-
lichen Maflnahmen auf die Ersatzwohnungen tiber. Diese
miissen zum Zeitpunkt des Ubergangs bezugsfertig und frei
zur Vermietung sein; sie miissen tatsichlich zur Uberlassung
an wohnberechtigte Haushalte zur Verfiigung stehen.

22.7 Konnen bezugsfertige und freie Ersatzwohnungen zum
Zeitpunkt des Ubergangs der Belegungs- und Mietbindungen
nicht im erforderlichen Umfang zur Verfiigung gestellt wer-
den, diirfen Bindungen bereits ab der Bekanntgabe der Forder-
entscheidung schrittweise auf bezugsfertige und freie Ersatz-
wohnungen tibertragen werden. Spéatestens ein Jahr nach der
Bezugsfertigkeit der geforderten Wohnungen oder dem Ab-
schluss der baulichen Mafinahmen miissen Bindungen von
insgesamt gleichem Wert an Ersatzwohnungen begriindet sein
und zur Uberlassung an wohnberechtigte Haushalte zur Ver-
fiigung stehen. Abweichend von den Nummern 20.1 und 21.1
beginnt die Belegungs- und die Mietbindung in diesen Féllen
erst dann, wenn Ersatzwohnungen im erforderlichen Umfang
zur Uberlassung an wohnberechtigte Haushalte zur Verfiigung
gestellt worden sind.

22.8 Stehen Ersatzwohnungen nicht oder nicht rechtzeitig
zur Verfligung, so hat die Zuwendungsempfiangerin oder der
Zuwendungsempfinger einen Geldausgleich oder einen sons-
tigen angemessenen Ausgleich zu leisten. Das Nahere ist in
der Forderentscheidung zu regeln.

22.9 Zur Ubertragung von Bindungen ist ein &ffentlich-
rechtlicher Vertrag zwischen der oder dem Verfiigungsberech-
tigten, der Wohnraumforderstelle und der Bewilligungsstelle
zu schlieen. Gegenstand der vertraglichen Ubertragungsver-
einbarung sollen unter Berticksichtigung der Voraussetzun-
gen des § 11 Abs. 3 NWoFG Anzahl, Dauer, Art und Hohe der
Belegungs- und Mietbindungen sowie Grofie und Ausstattung
des Ersatzwohnraums sein. Auflerdem kénnen in den o6ffent-
lich-rechtlichen Vertrag zur Klarstellung zusétzliche Regelun-
gen zur Kindigung der Vereinbarung, zur Rickiibertragung
der Bindungen und Verweise auf die inhaltlichen Regelungen
der Forderentscheidung aufgenommen werden.

23. Vorzeitige Tilgung des Darlehens

23.1 Zahlt die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwen-
dungsempfianger ohne rechtliche Verpflichtung vor Ablauf der
Darlehenslaufzeit den bis zu diesem Zeitpunkt noch ausste-
henden Darlehensbetrag in voller Hohe zurtick, so enden die
Belegungs- und Mietbindungen

23.1.1 nach Ablauf des zehnten auf die Riickzahlung folgen-
den Kalenderjahres,

23.1.2 jedoch spitestens mit Ablauf des in der Forderent-
scheidung bestimmten Zeitraumes.

23.2 Die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfianger ist jedoch berechtigt, das Forderdarlehen im Fall
der Forderung von Wohnraum fiir Haushalte

23.2.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren
und

23.2.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 20 Jahren

nach ihrer oder seiner Ankiindigung gegeniiber der Bewilli-
gungsstelle vorzeitig zuriickzuzahlen. Der Restdarlehensbe-
trag ist in voller Hohe zur sofortigen Zahlung fillig. Die An-
kiindigung muss mindestens drei Monate vor der geplanten
Riickzahlung erfolgen. Wird der Restdarlehensbetrag in voller
Hohe zurtickgezahlt, so enden die Belegungs- und Mietbin-
dungen ohne Nachwirkungsfristen mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Riickzahlung geleistet worden ist.

23.3 Die Bewilligungsstelle unterrichtet die zustindige Wohn-
raumfsrderstelle unverziiglich iiber jede Anderung der maf-
geblichen Umstdnde, die Auswirkungen auf die Dauer der
Belegungs- und Mietbindungen haben. Die Wohnraumforder-
stelle teilt der Zuwendungsempfingerin oder dem Zuwen-
dungsempfinger das Ende der Belegungs- und Mietbindungen
mit, soweit diesbeziiglich Anderungen eingetreten sind.

24. Dauer der Bindungen in Sonderfillen

24.1 Im Fall der Riickforderung der gewdhrten Zuwendung
wegen Verstofles gegen die Bestimmungen der Forderent-
scheidung enden die Belegungs- und Mietbindungen zu dem
in der Forderentscheidung bestimmten Zeitpunkt, spitestens
jedoch nach Ablauf des zehnten auf die Riickzahlung folgen-
den Kalenderjahres.

24.2 Nummer 23.3 gilt entsprechend.

25. Mietvertragsbedingungen

25.1 Mietvertrdge zur Uberlassung des geférderten Wohn-
raums sind unbefristet abzuschliefen, soweit diese Richtlinie
nichts Abweichendes bestimmt.

25.2 Die Wohnung ist der Mieterin oder dem Mieter in be-
zugsfertigem Zustand zu tibergeben. Regelungen, nach denen
Aufwendungen fiir die bezugsfertige Herstellung der Woh-
nung und Kosten fiir die laufende Instandhaltung von der
Mieterin oder dem Mieter zu tragen sind, sind unzuléssig.

25.3 Sofern nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist,
ist die Erhebung von Zuschldgen fir die Mitvermietung von
Einrichtungs- oder Ausstattungsgegenstdnden sowie von Kel-
ler- und Zubehorraumen unzuldssig; dies gilt nicht fir die
Vermietung von Garagen und Kfz- Einstellpldtzen. Die Ver-
mietung einer geférderten Wohnung darf jedoch nicht an die
Anmietung einer Garage, eines Kfz-Einstellplatzes oder eines
Carports gekntipft werden.

25.4 Das Erheben von Entgelten fir zwingende zusétzliche
Leistungen der oder des Verfiigungsberechtigten, wie etwa fiir
laufende Leistungen zur personlichen Betreuung und Versor-
gung, sind nur mit Zustimmung der Bewilligungsstelle zulas-
sig.

25.5 Bei der Vermietung von Wohnungen an Betreuungs-
oder Hauspersonal im Bereich der Wohnungen fiir altere
Menschen und Menschen mit Behinderung kénnen Mietver-
haltnisse entsprechend den §§ 576 ff. BGB (Werkmietwoh-
nungen) vereinbart werden.

25.6 Auf die Bestimmungen des Gesetzes zur Regelung der
Wohnungsvermittlung, insbesondere auf § 2 Abs. 3, wird hin-
gewiesen.

26. Forderung modellhafter Wohnprojekte

26.1 Eine Forderung modellhafter Wohnprojekte setzt die
positive Prognose voraus, dass die Ergebnisse von Dritten auf-
gegriffen und in der Praxis umgesetzt werden, wenn die Wohn-
projekte erfolgreich verlaufen. Sie miissen geeignet sein, zu-
mindest auf ortlicher Ebene, als Anregung fir die Durchfiih-
rung dhnlicher Vorhaben zu dienen. Geférdert werden insbe-
sondere Modellprojekte, die zum Ziel haben, neue Konzepte
hinsichtlich

26.1.1 kostengtinstigen, seriellen und modularen Bauens,
26.1.2 flexibler Grundrisse,

26.1.3 Reduktion von Nebenkosten des Wohnens,

26.1.4 Anreize zur Reduzierung des Wohnflachenkonsums,

26.1.5 Aufstockungen oder Ausbau von Dachgeschossen so-
wie Umbau und

26.1.6 gemeinschaftlicher Wohnformen
zu erproben.

26.2 Die Wohnraumforderstelle hat eine angemessene Be-
gleitung und Dokumentation des Modellprojekts sicherzustel-
len. Die an der Projektdurchfiihrung Beteiligten sind der
Wohnraumférderstelle gegeniiber auskunftspflichtig. Die Zu-
wendungsempfingerin oder der Zuwendungsempfinger ver-
pflichtet sich, ihr auf Verlangen alle projektbezogenen Infor-
mationen bereitzustellen. Die Bewilligung erfolgt daher unter
der Mafigabe, dass die Zuwendungsempfiangerin oder der Zu-
wendungsempfinger alle fiir eine Auswertung des Projekts
benétigten Daten zur Verfiigung stellt und an notwendigen Er-
hebungen teilnimmt. Erhebungen koénnen sich insbesondere
auf die Entwicklung der Mieten, die Einhaltung der Bele-
gungs- und Mietbindungen, die Bewohnerstrukturen, die
Fluktuation im geférderten Objekt und die Wirtschaftlichkeit
beziehen.
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26.3 Um die geforderte Anregungsfunktion zu gewdhrleis-
ten, stellen die Wohnraumforderstelle und die Zuwendungs-
empfingerin oder der Zuwendungsempfinger eine angemes-
sene und geeignete Information der Offentlichkeit sicher,
etwa durch Veroffentlichungen von Informationen iber das
Modellprojekt im Internet.

27. Modernisierung von Mietwohnraum

27.1 Die baulichen Mafinahmen miissen nach offentlich-
rechtlichen und zivilrechtlichen, insbesondere mietrechtli-
chen Vorschriften zuléssig sein. Die Wohnungen miissen nach
der Modernisierung den allgemein tiblichen Wohnbedtirfnis-
sen entsprechen. Im Fall einer energetischen Modernisierung
ist durch die Mafinahme das energetische Niveau eines Neu-
baus auf Grundlage der EnEV zu erreichen (Kfw-Effizienz-
haus 100).

27.2  Bestehende Mietverhéltnisse in Bezug auf die geférder-
ten Wohnungen bleiben durch die Férderung unbertihrt. Die
Wohnungen kénnen zum Zeitpunkt der Forderung vermietet
sein.

28. Forderung auf den Ostfriesischen Inseln

28.1 In den Gebieten der Stadte Borkum und Norderney, der
Inselgemeinde Juist, des Nordseebades Wangerooge sowie der
Gemeinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog besteht auf-
grund der ortlichen wohnungswirtschaftlichen Verhaltnisse
die widerlegbare Vermutung, dass ein nicht nur kurzfristiger
Bedarf an Mietwohnraum besteht. Ein Bedarfsnachweis nach
Nummer 13.1.1 ist grundsatzlich nicht erforderlich.

28.2 Abweichend von Nummer 21.2 ist die anfingliche
hochstzuldssige Miete unter Berticksichtigung der Investiti-
onsrechnung im Einzelfall und unter Beachtung der Mafiga-
ben der Nummer 5.3.7 des Bezugserlasses zu a festzulegen.
Jedoch darf mit Beginn der Mietbindung der geférderte Wohn-
raum fiir die Dauer von drei Jahren nur gegen eine Miete (Netto-
kaltmiete) zum Gebrauch tiberlassen werden, die bei Wohn-
raum fiir Haushalte

28.2.1 mit geringen Einkommen 7,50 EUR und
28.2.2 mit mittleren Einkommen 9,50 EUR

je Quadratmeter Wohnfldche und Monat nicht tiberschreitet.
Im Ubrigen bleiben die Regelungen der Nummer 21 unbe-
rithrt.

29. Forderung von Wohnheimplitzen fiir Studierende

29.1 An den Hochschulstandorten besteht aufgrund der 6rt-
lichen wohnungswirtschaftlichen Verhiltnisse die widerleg-
bare Vermutung, dass ein nicht nur kurzfristiger Bedarf an
Wohnheimplétzen fir Studierende besteht. Ein Bedarfsnach-
weis nach Nummer 13.1.1 ist grundsitzlich nicht erforder-
lich.

29.2 Wohnheime fiir Studierende sollen nur auf Grund-
stiicken gefordert werden, die verkehrsgiinstig zu den Hoch-
schulen liegen. Es miissen jeweils mindestens vier zusammen-
hiangende Wohnheimplitze fir Studierende entstehen. Ge-
fordert werden Wohnheimplétze in

29.2.1 Einzelapartments sowie
29.2.2 in Wohngruppen und Wohngemeinschaften.

Die Wohnfliche einschlieBlich anteiliger Gemeinschafts-
rdume soll 25 m? je Wohnheimplatz nicht iiberschreiten. Wenn
rollstuhlgerechter Wohnraum fiir Menschen mit Behinderun-
gen geschaffen werden soll und durch die Einhaltung der als
technische Baubestimmung eingefiihrten DIN 18040-1:2010-10,
Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 1: Offent-
lich zugéngliche Gebédude (im Folgenden: DIN 18040-1)i. V. m.
DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens ,R“ (Anfor-
derungen an Wohnungen fiir eine barrierefreie und uneinge-
schriankte Rollstuhlbenutzung) grofere Flachen erforderlich
sind, kann ein angemessener Zuschlag berticksichtigt werden.
Fir Studierende mit Kindern konnen geeignete Apartments
mit zuséitzlichen, kleinen Kinderzimmern eingeplant werden
(Eltern-Kind-Apartments).
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29.3 Die Wohnheimplétze sind fiir die Dauer der Belegungs-
bindung Personen vorbehalten, die an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule am jeweiligen Hochschul-
standort immatrikuliert sind. Die Belegungsbindung endet
nach Ablauf von 30 Jahren.

29.4 Abweichend von Nummer 21.2 darf der geforderte
Wohnraum mit Beginn der Mietbindung fir die Dauer von
drei Jahren nur gegen eine Miete (Nettokaltmiete) {iberlassen
werden, die 10,50 EUR je Quadratmeter Wohnfldche und Mo-
nat nicht tiberschreitet. Als Zuschlag fir Méblierung sind bis
zu 1,50 EUR je Quadratmeter Wohnflidche im Monat zuléssig.
Neben der Nettokaltmiete und dem Zuschlag fiir Méblierung
darf zusitzlich eine Abgeltung von Betriebskosten nach den
allgemeinen mietrechtlichen Vorschriften verlangt werden.
Die anfdngliche Warmmiete soll im Durchschnitt 350,00 EUR
je Wohnheimplatz nicht tiberschreiten. Fiir Mieterh6hungen
finden die Regelungen in Nummer 21.3 Sitze 1 und 2 Anwen-
dung. Die Mietbindung endet nach Ablauf von 30 Jahren.

29.5 Die Dauer eines Mietverhéltnisses soll die Regelstudi-
enzeit nicht iibersteigen. Der Mietvertrag ist dann zu kiindi-
gen, wenn eine Exmatrikulation erfolgt ist.

30. Erwerb von Belegungs- und Miethindungen

30.1 Gefordert wird der Erwerb von Belegungs- und Miet-
bindungen an Mietwohnungen fiir Haushalte mit geringen
Einkommen, die

30.1.1 zur Vermietung als Wohnraum frei sind,

30.1.2 nicht mit Wohnraumfordermitteln oder mit anderen
offentlichen Mitteln geférdert worden sind,

30.1.3 keinen anderweitigen Belegungsbindungen unterlie-
gen,

30.1.4 in sich abgeschlossen sowie zur dauernden Wohnnut-
zung bestimmt, gut erhalten und geeignet sind und

30.1.5 mindestens iiber eine Zentral-/Etagenheizung, Kiiche
sowie ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine
Toilette verfiigen.

30.2 Die Wohnraumforderstelle prift die ihr zur Forderung
angebotenen Wohnungen durch Inaugenscheinnahme auf
ihre Eignung; Nummer 22.5 gilt entsprechend. Zur Vermei-
dung einer Fehlférderung priift sie insbesondere, ob die Zu-
wendung und die Gegenleistung in einem angemessenen
Verhaltnis stehen. Das Ergebnis der Priifung ist zu vermerken.

30.3 Der geforderte Wohnraum unterliegt Belegungs- und
Mietbindungen. Die Bindungen beginnen ab erstmaliger Bele-
gung der Wohnungen mit einem wohnberechtigten Haushalt.
Im Ubrigen gelten die Nummern 20 und 21 entsprechend. Die
Wohnraumférderstelle teilt der Zuwendungsempfiangerin oder
dem Zuwendungsempfinger unverziiglich nach der erstmali-
gen Belegung des Wohnraums das sich ergebende Ende der
Belegungs- und Mietbindung mit und unterrichtet im Ubrigen
die Bewilligungsstelle unverziiglich tiber die Belegung des ge-
forderten Wohnraums.

30.4 Im Fall einer Forderung zu Gunsten von Haushalten
mit besonderen Schwierigkeiten bei der Wohnraumversor-
gung ist die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfanger zu verpflichten, den gebundenen Wohnraum an
begiinstigte Haushalte zu vermieten. Hierzu gehoren bei-
spielsweise wohnungssuchende Frauen aus Zufluchtsstitten
fiir misshandelte Frauen und ihre Kinder, ordnungsrechtlich
untergebrachte Personen sowie Haftentlassene. Der Wohnraum
darf nur einer Person zum Gebrauch iiberlassen werden, die
einen wohnungsbezogenen Wohnberechtigungsschein vor-
legt, aus dem sich ergibt, dass die zum Haushalt rechnenden
Personen zu dem Personenkreis gehéren, dem der Wohnraum
vorbehalten ist.

31. Mafinahmen zur Vermeidung einer Uberkompensation

31.1 Die Mietwohnraumférderung nach dem Bezugserlass
zu a und dieser Richtlinie ist nach dem DAWI-Freistellungs-
beschluss eine Ausgleichsleistung fiir die Erbringung einer
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
und keine staatliche Beihilfe i. S. des EU-Beihilferechts. Die
soziale Wohnraumférderung gilt grundsitzlich als mit dem
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Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht bei der
EU-Kommission befreit. Dies gilt nach Artikel 5 Abs. 1 DAWI-
Freistellungsbeschluss jedoch nur, wenn die Hohe der Aus-
gleichsleistung unter Berticksichtigung eines angemessenen
Gewinns nicht iiber das hinausgeht, was zur Abdeckung der
Nettokosten der Dienstleistung erforderlich ist. Das EU-Beihil-
ferecht statuiert insoweit das Verbot einer Uberkompensation.

31.2 Die Bewilligungsstelle priift die Einhaltung des DAWI-
Freistellungsbeschlusses im Zuge der Bewilligung. Sie nimmt
dazu eine Investitionsrechnung nach dem Modell des voll-
stdndigen Finanzplans vor und ermittelt, bezogen auf das im
Rahmen der Finanzierung einzusetzende Eigenkapital, die
mit dem geforderten Objekt erzielbare Eigenkapitalrendite in
% pro Jahr. Bei der Berechnung der Eigenkapitalrendite sind
auch die Kosten und Einnahmen zu berticksichtigen, die in
Zusammenhang mit der Ubertragung von Belegungshindun-
gen (Nummer 22) stehen. Die Zuwendungsempfingerin oder
der Zuwendungsempfinger hat dazu der Bewilligungsstelle
die fiir die Berechnung erforderlichen Angaben zu machen
und Auskiinfte zu erteilen, insbesondere zur Miethohe der Er-
satzwohnungen.

31.3 Ergibt die Berechnung eine Eigenkapitalrendite, die nicht
mehr als 100 Basispunkte tiber dem Swapsatz fiir Finanzie-
rungsmittel mit 30-jahriger Laufzeit liegt, so ist gemafd Artikel 5
Abs. 7 Satz 1 DAWI-Freistellungsbeschluss die Angemessen-
heit des Gewinns in jedem Fall gegeben und eine Uberkom-
pensation ausgeschlossen. Ubersteigt die berechnete Eigenka-
pitalrendite den in Satz 1 genannten Wert, so nimmt die Be-
willigungsstelle ergdnzende Ermittlungen zum angemessenen
Gewinn geméfd Artikel 5 Abs. 5 DAWI-Freistellungsbeschluss
unter Berticksichtigung der typischerweise mit dem Woh-
nungsbau verbundenen Risiken vor. Ubersteigt die Eigenka-
pitalrendite hiernach den angemessenen Gewinn, so ist die
Zuwendung um den Betrag anzupassen, dessen Hohe der
Uberschreitung des ermittelten angemessenen Gewinns ge-
méf Artikel 5 Abs. 5 DAWI-Freistellungsbeschluss entspricht.
Eine Anpassung kann insbesondere durch Reduzierung des
Tilgungsnachlasses, der Hohe des Forderdarlehens sowie der
héchstzuldssigen Miete erfolgen.

Dritter Abschnitt

Eigentumsforderung

32. Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger
32.1 Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsemp-
fianger sind folgende natiirliche Personen:

32.1.1 beim Neubau die Person, die das Bauvorhaben fiir ei-
gene Rechnung durchfiihrt oder durch Dritte durch-
fihren lasst,

32.1.2 beim Erwerb die Erwerberin oder der Erwerber des
selbst genutzten Wohnraums,

32.1.3 bei der Modernisierung und der energetischen Moder-
nisierung die Eigenttimerin oder Eigentiimer des selbst
genutzten Wohnraums oder eine sonstige verfiigungs-
berechtigte Person.

32.2 Gefordert werden ausschliefflich Haushalte, zu denen
mindestens ein Kind gehort, welches das 15. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, oder zu denen mindestens ein Mensch
mit Behinderung gehort.

33. Fordervoraussetzungen
Die Forderung von selbst genutztem Wohneigentum setzt
voraus, dass

33.1 die Antragstellerin oder der Antragsteller sich nicht nur
vortibergehend im Bundesgebiet aufhilt und rechtlich
und tatsdchlich in der Lage ist, auf langere Dauer einen
Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu be-
grinden und dabei einen selbstdndigen Haushalt zu
fithren,

33.2 Baukosten und Kaufpreise unter Berticksichtigung des
energetischen Standards nach den Gegebenheiten des
ortlichen Wohnungsmarkts angemessen und wirtschaft-
lich sind,

33.3 die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfanger in der Lage ist, die Belastungen, die durch
die laufenden Aufwendungen fiir das selbst genutzte
Wohneigentum ausgelost werden, auf Dauer zu tragen
(Nummer 38).

34. Forderausschluss

Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn

34.1 die Antragstellerin oder der Antragsteller bereits in der
Vergangenheit im Rahmen der sozialen Wohnraumfor-
derung eine finanzielle Unterstiitzung des Landes zur
Bildung von selbst genutztem Wohneigentum erhalten
hat und nicht besondere Umstdnde des Einzelfalls eine
erneute Forderung rechtfertigen,

34.2 die Forderung auch bei Vorliegen aller sonstigen Vor-
aussetzungen offensichtlich nicht gerechtfertigt ist, ins-
besondere wenn Wohnungssuchende und deren Haus-
haltsmitglieder aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verhilt-
nisse oder aufgrund von Zuwendungen Dritter in der
Lage sind, sich ohne die Inanspruchnahme der sozialen
Wohnraumférderung mit angemessenem Wohnraum zu
versorgen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn dem
Haushalt nach Abzug der Belastungen aus dem selbst
genutzten Wohneigentum und der weiteren Zahlungs-
verpflichtungen ein Betrag zum Lebensunterhalt ver-
bleibt, der mehr als 100 % tiber den Regelbedarfsstufen
nach dem SGB XII liegt.

35. Eigenleistungen

Als Eigenleistungen kommen insbesondere eigene Geldmit-
tel, der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten Bau-
grundstiicks oder auch Selbsthilfe in Betracht. Eigenleistun-
gen sind angemessen, wenn sie mindestens 15 % der Gesamt-
kosten betragen. Bei der Forderung von Haushalten mit drei
oder mehr Kindern sowie mit Menschen mit Behinderungen
kann die Bewilligungsstelle eine geringere Eigenleistung zu-
lassen, jedoch nicht weniger als 12,5 % der Gesamtkosten. Fir
die Selbsthilfe darf, ohne dass sie konkret und substanziiert
bestimmt wird, nicht mehr als 5 % der Gesamtkosten in An-
satz gebracht werden. Zuwendungen von Dritten konnen an-
gerechnet werden.

36. Angemessene Wohnungsgrofien

36.1 Gefordert wird nur selbst genutztes Wohneigentum,
dessen Grofle entsprechend seiner Zweckbestimmung ange-
messen ist. Die Angemessenheit der Wohnfldche ist nach den
Umstdnden des Einzelfalls zu beurteilen. Die Wohnflédche ei-
ner Eigentumswohnung in einem Mehrfamilienhaus fir einen
Zwei-Personen-Haushalt soll jedoch nicht mehr als 75 m? be-
tragen. Die Wohnfldche eines Eigenheims fiir einen Zwei-Per-
sonen-Haushalt soll nicht mehr als 90 m? betragen. Der
weiteren Familienplanung ist mit einer entsprechenden zu-
sitzlichen Wohnflache Rechnung zu tragen. Fiir jede weitere
Person im Haushalt kann die Wohnfldche bis zu 15 m* mehr
betragen.

Bei der Berechnung der Wohnfliche ist die WoF1V anzu-
wenden.

36.2 Die angemessene Grofie des Wohnraums erhoht sich um
weitere 15 m?® wenn dem Haushalt mindestens ein Mensch mit
Behinderung oder eine pflegebediirftige Person i. S. des § 14
SGB XI angehort und nachgewiesen ist, dass grofiere Bewe-
gungsfldchen nach der als technische Baubestimmung einge-
fithrten DIN 18040-2 erforderlich sind.

36.3 Fir ein beruflich erforderliches hdusliches Arbeitszim-
mer kann je Haushalt die Wohnfldche bis zu 15 m? mehr be-
tragen. Ein hédusliches Arbeitszimmer ist ein zur Wohnung
gehorender, aber vom tbrigen Wohnbereich abgetrennter
Raum, der ausschliefilich oder nahezu ausschlieflich zu be-
ruflichen Zwecken genutzt wird.

36.4 Nummer 15.3 gilt entsprechend. Bei nachgewiesenen
besonderen Raumbediirfnissen kann die Wohnraumférderstelle
weitere Ausnahmen zulassen.
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37. Eigenheime, Wohnungen fiir Angehérige

37.1 Eigenheime sind nur forderfihig, wenn sie nicht mehr
als zwei Wohnungen enthalten. Die zweite Wohnung muss
gegeniiber der Hauptwohnung von untergeordneter Bedeu-
tung sein.

37.2 In einem Eigenheim kann die zweite Wohnung gefor-
dert werden, die zur Vermietung an Angehorige bestimmt ist.
Diese Wohnung darf nur Personen zum Gebrauch tberlassen
werden, die mit der Antragstellerin oder dem Antragsteller
i. S. von § 5 Abs. 1 Nrn. 4 und 5 NWoFG in gerader Linie oder
im ersten Grad der Seitenlinie in Beziehung stehen. Die ange-
messene Wohnungsgrofie ist nach den Regelungen der Num-
mer 15 zu bemessen. Fiir die Miete des geférderten Wohn-
raums gelten die Bestimmungen der Nummer 21.2 entspre-
chend. Die Angehorige oder der Angehorige muss die einkom-
mensméfligen Voraussetzungen nach dem NWoFG erfiillen.

38. Tragbarkeit der Belastung

38.1 Die Tragbarkeit der Belastung wird vermutet, wenn
dem Haushalt monatlich folgende Mindestbetrédge, nach Ab-
zug der Belastungen aus dem selbst genutzten Wohneigentum
sowie der weiteren Zahlungsverpflichtungen, zum Lebensun-
terhalt verbleiben:

38.1.1 fiir die Antragstellerin oder den Antragssteller 500 EUR,

38.1.2 fir jede weitere zum Haushalt rechnende Person zu-
satzlich 500 EUR,

38.1.3 jedoch fur jedes Kind ein Betrag von 250 EUR.

38.2 Die Beurteilung orientiert sich an den Geldmitteln, die
dem Haushalt tatsdchlich und regelméfig zur allgemeinen Le-
bensfithrung zur Verfiigung stehen. Dazu gehort in erster Linie
das durchschnittliche monatliche Nettoeinkommen. Wieder-
kehrende Sonderzuwendungen wie etwa Weihnachts- und
Urlaubsgeld sind ebenfalls zu beriicksichtigen. Zu den verfiig-
baren Geldmitteln gehoren ferner das Kindergeld und ein et-
waiges Wohngeld (Lastenzuschuss). Nicht zu den verfiigharen
Geldmitteln gehoren Einnahmen, denen entsprechende Auf-
wendungen der Leistungsempfiangerin oder des Leistungs-
empfingers gegeniiberstehen (beispielsweise Blindengeld,
Pflegegeld, BAf6G-Leistungen).

38.3 Bei zeitlich befristeten Einnahmen (beispielsweise Eltern-
geld, Einkiinfte aus befristeten Arbeitsverhéltnissen, Unter-
haltsleistungen) ist auch zu priifen, ob die Belastung nach
Wegfall dieser Einnahmen tragbar ist. Kiinftige Anderungen
in der Belastung sind zu berticksichtigen, sofern sich diese
hinreichend konkretisiert haben und von der Antragstellerin
oder dem Antragsteller nachgewiesen werden.

39. Forderung von Neubau und Erwerb
Der Neubau und der Erwerb von selbst genutztem Eigentum
sind forderféhig, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

39.1 Der Haushalt lebt in unzureichenden Wohnverhaltnis-
sen (Nummer 40).

39.2 Bei Neubauvorhaben muss die Antragstellerin oder der
Antragsteller Eigentiimerin oder Eigentiimer eines fur
das Bauvorhaben geeigneten Baugrundstiicks sein oder
fir einen angemessenen Zeitraum ein Erbbaurecht an
einem solchen Grundstiick erworben haben. Diese Vor-
aussetzung gilt auch als erfullt, wenn nachgewiesen wird,
dass der Erwerb eines solchen Baugrundstiicks oder ei-
nes entsprechenden Erbbaurechts gesichert ist oder durch
die Gewidhrung der Zuwendung gesichert werden soll.
Erbbaurechte missen eine Restlaufzeit von mindestens
60 Jahren haben.

39.3 Beim Neubau von Eigenheimen dirfen in dem neuen
selbstédndigen Gebdude nicht mehr als zwei Wohnungen
geschaffen werden. Eine Férderung von zur Vermietung
bestimmten Eigentumswohnungen ist ausgeschlossen.

40. Unzureichende Wohnverhiltnisse

40.1 Unzureichende Wohnverhéltnisse liegen vor, wenn

40.1.1 dem Haushalt weniger als 85 % der Wohnfldche zur
Verfiigung stehen, die nach Nummer 15.1 fiir den
Haushalt als angemessen gilt,
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40.1.2 der vorhandene Wohnraum aufgrund seiner Grofe,
seiner Qualitdt oder seines Zuschnitts den konkreten
und nachgewiesenen Bedtirfnissen von Menschen mit
Behinderungen nicht angemessen Rechnung tragt.

40.2 Bei der Beurteilung der Wohnverhiltnisse sind auch
besondere personliche und berufliche Bediirfnisse sowie ein
nach der Lebenserfahrung in absehbarer Zeit zu erwartender
zusitzlicher Wohnraumbedarf zu beriicksichtigen. Wohnun-
gen, die zwar ausreichend grof$ sind, aber offenkundig erheb-
liche Mingel aufweisen, etwa im Zustand, Zuschnitt oder in
den sanitdren Verhéltnissen, gelten als unzureichend.

41. Modernisierung von selbst genutztem Wohneigentum

Die baulichen Mafinahmen miissen nach 6ffentlich-rechtli-
chen und zivilrechtlichen Vorschriften zuléssig sein. Der Wohn-
raum muss nach der Modernisierung den allgemein tiblichen
Wohnbediirfnissen entsprechen. Im Fall einer energetischen
Modernisierung ist durch die Mafinahme das energetische Ni-
veau eines Neubaus auf Grundlage der EnEV zu erreichen
(Kfw-Effizienzhaus 100).

42. Darlehenskonditionen
Fiir das Darlehen gelten folgende Konditionen:

42.1 Das Darlehen wird nach Mafigabe des Bezugserlasses zu a
ftr die Dauer von 15 Jahren zu einem Zinssatz von 0 %
gewdhrt. Im Anschluss ist das Darlehen jahrlich mit ei-
nem Zinssatz, der bis zu 3 % iiber dem zum Zeitpunkt
der Zinserhohung giiltigen Basiszinssatz gemafl § 247
BGB liegt, jedoch den marktiiblichen Zinssatz nicht
iiberschreitet, zu verzinsen. Die Bewilligungsstelle kann
den Zinssatz fiir die Restlaufzeit des Darlehens fest ver-
einbaren.

42.2 Die Tilgung beginnt mit dem auf die vollstindige Aus-
zahlung des Darlehens folgenden Monatsersten, spétes-
tens jedoch zwei Jahre nach dem Monat, der auf die Be-
kanntgabe der Forderentscheidung folgt. Das Darlehen
ist in der Regel ab dem ersten Jahr mit 2 % zu tilgen.
Eine hohere Tilgung kann mit der Bewilligungsstelle
vereinbart werden.

42.3 Zur Vermeidung unbilliger Héarten kann die Bewilli-
gungsstelle den Beginn der Tilgung hinausschieben und
eine von Nummer 42.2 abweichende Tilgung festsetzen.

43. Zweckbestimmte Nutzung

43.1 Soweit nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist,
ist die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsemp-
fanger verpflichtet, den geférderten Wohnraum fiir die Dauer
von 15 Jahren selbst zu nutzen. Der Zeitraum beginnt bei
Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit, beim Erwerb mit
dem Einzug und bei den iibrigen Vorhaben nach Abschluss
der baulichen Mafinahme.

43.2 Gibt die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwen-
dungsempfinger die Selbstnutzung vor Ablauf der 15 Jahre
auf, so entscheidet die Bewilligungsstelle nach pflichtgema-
flem Ermessen tiber die Authebung der Forderentscheidung.

43.3 Unterbricht die Zuwendungsempfingerin oder Zuwen-
dungsempfinger die Selbstnutzung nur voriibergehend — je-
doch hochstens fir einen Zeitraum von fiunf Jahren —, so
entscheidet die Bewilligungsstelle iiber eine Anhebung des
Zinssatzes fiir das gewdéhrte Darlehen fiir die Dauer der Unter-
brechung der Selbstnutzung, der bis zu 3 % iiber dem zum
Zeitpunkt der Zinserh6hung giiltigen Basiszinssatz geméifd
§ 247 BGB liegt, jedoch den marktiiblichen Zinssatz nicht
tberschreitet. Wird die Selbstnutzung im Anschluss an die
Unterbrechung wieder aufgenommen, so wird der Zinssatz
des Darlehens bis zum Ende der Bindungsdauer wieder auf
0 % jahrlich gesenkt.

44. Vorzeitige Tilgung des Darlehens

Wird das Darlehen ohne rechtliche Verpflichtung vorzeitig
vollstindig zuriickgezahlt, so endet die Pflicht zur zweckbe-
stimmten Nutzung nach Nummer 43.1 zum Zeitpunkt der
Riickzahlung. Gleiches gilt, wenn die gewdhrte Zuwendung
wegen Verstofes gegen Bestimmungen des Zuwendungsbe-
scheides zurtickgefordert wird.
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Vierter Abschnitt

Verfahren

45. Antragstellung

45.1 Fur das Antragsverfahren findet die VV Nr. 3 zu § 44
LHO entsprechende Anwendung.

45.2 Die Wohnraumférderstelle erortert, soweit erforderlich,
bereits vor Stellung eines Antrags mit der zukiinftigen Antrag-
stellerin oder dem zukiinftigen Antragsteller, welche Nach-
weise und Unterlagen von ihr oder ihm zu erbringen sind. Sie
wirkt im Rahmen ihrer Auskunfts- und Beratungspflicht dar-
auf hin, dass der Antrag vollstindig und richtig eingereicht
wird, insbesondere der von der Bewilligungsstelle vorge-
schriebenen Form entspricht und alle zur Entscheidung tiber
den Antrag erforderlichen Angaben enthilt.

45.3 Die Wohnraumforderstelle priift den Antrag und ver-
merkt das Ergebnis der Antragspriifung. Ist der Antrag aus ih-
rer Sicht entscheidungsreif, leitet sie ihn der Bewilligungs-
stelle zu. Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist iiber
die Weiterleitung des Antrages an die Bewilligungsstelle un-
verziiglich zu unterrichten.

45.4 In ihrer Stellungnahme nach § 6 Abs. 1 Satz 2 NWoFG
hat die Wohnraumforderstelle das Ergebnis ihrer Priifung im
Einzelnen darzulegen. In der Stellungnahme ist insbesondere
auch darauf einzugehen, welche Abweichungen von den Be-
stimmungen dieser Richtlinie sie zugelassen hat. Die Stellung-
nahme soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen
die Wohnraumforderstelle bei der Zulassung von Abweichun-
gen ausgegangen ist.

46. Verfahren bei der Bewilligungsstelle

46.1 Die Bewilligungsstelle nimmt unter Berticksichtigung
der Stellungnahme der Wohnraumforderstelle eine eingehende
Priifung der formellen und materiellen Voraussetzungen fiir
die Gewdhrung der Zuwendung vor. Sie ist dabei nicht an die
Stellungnahme der Wohnraumforderstelle gebunden. Die Be-
willigungsstelle hat im Rahmen ihrer Ermittlungen alle Er-
kenntnisméglichkeiten heranzuziehen, die sich ihr verniinf-
tigerweise bieten. Art und Umfang der Sachverhaltsermitt-
lung bestimmt sie nach den Erfordernissen des Einzelfalles.
Zur Priifung der Bonitét der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers kann die Bewilligungsstelle auch Auskiinfte bei Han-
dels- und Wirtschaftsauskunfteien einholen. Die Antragstellerin
oder der Antragsteller hat bei der Ermittlung des Sachverhal-
tes sowie bei der Kldrung der formellen und materiellen Vor-
aussetzungen der Entscheidung einschlieflich notwendiger
Vorfragen mitzuwirken.

46.2 Mafigebender Zeitpunkt fiir die Feststellung des Sach-
verhaltes und seine rechtliche Beurteilung tiber die Zuléssig-
keit und Begriindetheit ist in der Regel der Zeitpunkt der
Entscheidung der Bewilligungsstelle. Uber Forderantrége soll
innerhalb von drei Monaten abschliefend entschieden wer-
den. Die Bewilligungsstelle wirkt darauf hin, dass bei der An-
tragstellung fehlende Voraussetzungen bis zum Ende der Frist
nachgeholt oder nachgewiesen werden.

47. Forderentscheidung

47.1 Unbeschadet der gesetzlichen Bestimmungen iiber die
Forderentscheidung in § 6 NWoFG finden die VV Nrn. 4 und 5
zu § 44 LHO entsprechende Anwendung mit folgenden Maf}-
gaben:

47.1.1 Grundsétzlich wird in der Eigentumsférderung ein
Zuwendungsbescheid erteilt und in der Mietwohnraum-
forderung der Abschluss eines offentlich-rechtlichen
Vertrages (Fordervertrag) angeboten,

47.1.2 anstelle der Nummer 3.1.1 ANBest-P findet bei der
Vergabe von Auftrigen fiir Bauleistungen die Num-
mer 49.2 Anwendung.

47.2 In die Forderentscheidung ist im Fall einer Mietwohn-
raumforderung ein Verweis auf den DAWI-Freistellungsbe-
schluss aufzunehmen.

47.3 Die Bewilligungsstelle tibermittelt der Wohnraumfor-
derstelle eine Kopie der Forderentscheidung nach § 6 Abs. 1
Satz 3 NWoFG.

48. Auszahlung der Fordermittel

48.1 Fir die Auszahlung der Fordermittel findet die VV Nr. 7
zu § 44 LHO Anwendung.

48.2 Fordermittel diirfen nicht ausgezahlt werden, bevor

48.2.1 die rangrichtige dingliche Sicherung nachgewiesen ist
oder

48.2.2 die Erkldarung einer Notarin oder eines Notars dariiber
vorliegt, dass der Eintragungsantrag beim Grundbuch-
amt auch im Namen der Gldaubigerin gestellt worden
ist und keine Umstdnde bekannt sind, die der Eintra-
gung an der vorgesehenen Rangstelle entgegenstehen,

48.2.3 die als Eigenleistung einzubringenden Deckungsmit-
tel fiir mit dem Zuwendungszweck zusammenhén-
gende Ausgaben eingesetzt worden sind.

48.3 Bei Darlehen fiir den Neubau erfolgt die Auszahlung
auf Anforderung der Zuwendungsempfiangerin oder des Zu-
wendungsempfingers in folgenden vier Teilraten:

48.3.1 bis zu 30 % nach Baubeginn,

48.3.2 bis zu 30 % nach der Fertigstellung des Rohbaus ein-
schlieflich der Dacheindeckung,

48.3.3 bis zu 30 % nach Fertigstellung der sanitdren Installa-
tionen und des Innenputzes,

48.3.4 10 % nach restloser Fertigstellung, Vorlage der Schluss-
bescheinigung nach Nummer 52.3 und bestimmungs-
geméfler Wohnungsbelegung.

48.4 Bei Darlehen fiir die Anderung und die Erweiterung
von Gebduden, die Modernisierung und die energetische Mo-
dernisierung erfolgt die Auszahlung auf Anforderung der Zu-
wendungsempfingerin oder des Zuwendungsempfingers in
folgenden drei Teilraten:

48.4.1 bis zu 30 % nach Beginn der Baumafinahme,

48.4.2 weitere 60 %, wenn Kosten in entsprechender Hohe
nachgewiesen sind,

48.4.3 10 % nach Abschluss der Baumafinahme und Vorlage
der Schlussbescheinigung nach Nummer 52.3.

48.5 Bei Darlehen fiir den Erwerb erfolgt die Auszahlung auf
Anforderung der Zuwendungsempfingerin oder des Zuwen-
dungsempfingers in folgenden zwei Teilraten:

48.5.1 90 % nach Ubergabe des Eigentums,
48.5.2 10 % nach Bezug des selbst genutzten Wohneigentums.

48.6 Im Fall einer Férderung nach Nummer 5.5 des Bezugs-
erlasses zu a (Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen) er-
folgt die Auszahlung nach dem Nachweis der erstmaligen be-
stimmungsgeméfien Belegung der Wohnung mit einem wohn-
berechtigten Haushalt. Die Auszahlung des Forderbetrags er-
folgt, bezogen auf eine Wohnung, in einer Summe.

48.7 Im begriindeten Einzelfall kann die Bewilligungsstelle
von den fir die Auszahlung der Fordermittel getroffenen Re-
gelungen abweichen.

49. Durchfithrung von Bauvorhaben

49.1 Mit Bauvorhaben ist unverziiglich, spétestens jedoch
vier Monate nach Bekanntgabe der Férderentscheidung zu be-
ginnen. Die Bewilligungsstelle kann in begriindeten Féllen
Abweichungen zulassen sowie eine Frist zur Fertigstellung
von Bauvorhaben bestimmen.

49.2 Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsemp-
fanger haben bei einer bewilligten Zuwendung von mehr als
100 000 EUR fiir jeden Auftrag ab einem geschétzten Auf-
tragswert in Hohe von 15 000 EUR (netto) grundsétzlich min-
destens drei fachkundige, leistungsfihige Unternehmen zur
Angebotsabgabe aufzufordern. Der Auftrag ist an den Bieter
mit dem wirtschaftlichsten Angebot zu erteilen. Die Begriin-
dung der einzelnen Entscheidungen ist nachvollziehbar zu
dokumentieren. Verpflichtungen von Zuwendungsempfinge-
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rinnen und Zuwendungsempfingern, aufgrund haushaltsrecht-
licher oder vergaberechtlicher Vorschriften vergaberechtliche
Bestimmunen einzuhalten, bleiben unberiihrt.

50. Gebaudeversicherung

Zuwendungsempfingerinnen und Zuwendungsempfinger
haben mit Baubeginn bis zur vollstindigen Riickzahlung des
Darlehens eine ausreichende Brandschadenversicherung und
ab der Bezugsfertigkeit des geforderten Objekts zusitzlich eine
Sturmschadenversicherung (jeweils gleitende Neuwertversi-
cherung) abzuschlieflen. Auf Verlangen ist der Bewilligungs-
stelle eine Kopie des Versicherungsscheins auszuhandigen.

51. Anzeige des Baubeginns

Die Zuwendungsempfiangerin oder der Zuwendungsemp-
féanger ist verpflichtet, der Bewilligungsstelle und der Wohn-
raumforderstelle den Baubeginn anzuzeigen (Baubeginnan-
zeige). Dazu ist der von der Bewilligungsstelle zur Verfiigung
gestellte Vordruck zu verwenden.

52. Anzeige der Fertigstellung, Schlussbescheinigung

52.1 Die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfanger ist verpflichtet, der Wohnraumforderstelle die Fer-
tigstellung der Wohnungen anzuzeigen (Fertigstellungsan-
zeige). Dazu ist der von der Bewilligungsstelle zur Verfligung
gestellte Vordruck zu verwenden.

52.2 In der Fertigstellungsanzeige hat die Zuwendungsemp-
fangerin oder der Zuwendungsempfinger zu erklédren,

52.2.1 dass die Zuwendung zweckentsprechend verwendet
worden ist und das Bauvorhaben entsprechend den
Antragsunterlagen ausgefiihrt worden ist,

52.2.2 dass die baufachlichen Anforderungen eingehalten
worden sind,

52.2.3 seit wann die Wohnungen bezugsfertig sind,

52.2.4 ob und fiir welche Wohnung die Ubertragung von
Miet- und Belegungsbindungen vorgesehen ist.

52.3 Die Wohnraumférderstelle nimmt die Fertigstellungs-
anzeige entgegen, priift diese und vermerkt das Ergebnis der
Priifung. Der fertiggestellte Wohnraum soll in Augenschein
genommen werden. Die Wohnraumforderstelle teilt der Be-
willigungsstelle das Ergebnis der Priifung einschlieflich ihrer
Feststellungen anlésslich der Inaugenscheinnahme mit (Schluss-
bescheinigung).

53. Verwendungsnachweis

53.1 Die Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungs-
empfinger hat der Wohnraumforderstelle die Verwendung
der Zuwendung innerhalb von sechs Monaten nach Erfiillung
des Zuwendungszwecks nachzuweisen (Verwendungsnach-
weis). Fiir den Umfang und den Inhalt des Verwendungsnach-
weises finden die Regelungen der Nummer 6 ANBest-P An-
wendung.

53.2 Die Wohnraumférderstelle priift den Verwendungs-
nachweis und teilt der Bewilligungsstelle das Ergebnis der
Prifung mit. Fiir die Priiffung der Verwendung findet Num-
mer 7 ANBest-P Anwendung.

53.3 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, aus begriindetem
Anlass die Verwendung der Zuwendung sowie den Verwen-
dungsnachweis zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu
lassen. Die Wohnraumforderstelle sowie die Zuwendungs-
empfangerin oder der Zuwendungsempfinger haben auf ihr
Verlangen die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und
die notwendigen Auskiinfte zu erteilen.

54. gnwirksamkeit, Riicknahme oder Widerruf der Foérderentschei-
ung

Unwirksamkeit, Riicknahme oder Widerruf der Forderent-
scheidung, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung rich-
ten sich nach VV Nr. 8 zu § 44 LHO. Dies gilt unabhéngig
davon, ob die Zuwendung durch Bescheid der Bewilligungs-
stelle oder durch 6ffentlich-rechtlichen Vertrag gewéhrt wur-
de. Soweit sich Regelungen der VV Nr. 8 zu § 44 LHO
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ausschliefllich auf Zuwendungsbescheide beziehen, sind die
Regelungen bei der Forderung durch offentlich-rechtlichen
Vertrag entsprechend anzuwenden.

55. Verwaltungskostenbeitrag, Bearbeitungsentgelt

55.1 Fir Darlehen wird ein jihrlicher Verwaltungskosten-
beitrag in Hohe von 0,5 % des bewilligten Darlehensbetrages
erhoben, beginnend ab dem Zeitpunkt der Auszahlung der er-
sten Darlehensrate. Nach Tilgung des Darlehens um 50 % er-
folgt die Berechnung des jdhrlichen Verwaltungskostenbei-
trages auf Grundlage des halben Darlehensursprungsbetrages.

55.2 Fir Darlehen wird ein einmaliges Bearbeitungsentgelt
in Hohe von 1 % des bewilligten Darlehensbetrages erhoben.
Das Bearbeitungsentgelt wird mit Auszahlung der ersten Dar-
lehensrate fillig und wird gegen diese aufgerechnet. Wird die
Forderentscheidung vor Beginn der Auszahlung der Zuwen-
dung widerrufen oder zuriickgenommen, oder verzichtet die
Zuwendungsempfingerin oder der Zuwendungsempfinger
nach Bekanntgabe der Forderentscheidung, aber vor Beginn
der Auszahlung auf die Zuwendung, so ist das volle Bearbei-
tungsentgelt zu entrichten.

55.3 Fiir Zuschisse wird ein einmaliges Bearbeitungsentgelt
in Hohe von 0,75 % des bewilligten Betrages erhoben. Das Be-
arbeitungsentgelt wird mit Auszahlung des Zuschusses fillig
und wird gegen diesen aufgerechnet. Nummer 55.2 Satz 3 gilt
entsprechend.

55.4 Soweit nach der Bewilligung der Zuwendung fiir die
Bearbeitung zusitzliche Kosten entstehen, kann die Bewilli-
gungsstelle diese im Rahmen ihres mit dem Fachministerium
abgestimmten Entgeltkataloges als sonstige Entgelte geltend
machen. Die Bewilligungsstelle veroffentlicht den Entgeltka-
talog im Internet unter http:/www.nbank.de.

Finfter Abschnitt

Wohnungsbelegung und -iiberwachung

56. Allgemeines

Die zustdndige Stelle hat alle offentlich geférderten Woh-
nungen in ihrem Bezirk getrennt nach Gemeinden in elektro-
nischen Dateien zu erfassen. Fiir jede Wohnung sind folgende
Daten zu speichern:

— Bezeichnung der Wohnung nach Strafle, Hausnummer,
Stockwerk und Lage,

— bei mittelbarer Belegung: Art und Umfang der Einrdumung
von Belegungs- und Mietbindungen an Ersatzwohnungen,

— Zahl der Wohnrdaume und Wohnfldche der Wohnung,

— Art und Ausstattung der Wohnung (z. B. Mietwohnung im
Mehrfamilienhaus, Aufzug, Badewanne und/oder Dusche,
Balkon),

— Datum und Aktenzeichen der Forderentscheidung (Bewil-
ligung) sowie die Darlehensnummer der Bewilligungsstelle,

— Verfiigungsberechtigte oder Verfiigungsberechtigter,

— Art und Dauer der Bindungen sowie Ausiibung von Bele-
gungsrechten,

— Art und Dauer eines Vorbehalts fiir Angehorige eines be-
stimmten Personenkreises,

— jeweilige Mieterin oder jeweiliger Mieter oder Wohnungs-
nutzer, Datum des Einzugs sowie Datum und Aktenzei-
chen des Wohnberechtigungsscheins oder der Benennung,

— Zeitpunkt des Endes der Belegungs- und Mietbindung, so-
weit schon eingetreten oder bestimmbar,

— Nettokaltmiete bei Bezug (Erstbezug und Wiedervermie-
tung) und Nebenkosten warm/kalt,

— Genehmigungen fiir die Selbstnutzung, Nichtvermietung,
Zweckentfremdung und bauliche Anderung nach § 10
NWoFG,

— Freistellungen und Entlassungen aus den Bindungen nach
§ 11 NWOoFG,

— Art des Ausgleichs und Hohe der Ausgleichszahlungen fir
Mafinahmen nach den §§ 10 und 11 NWoFG,
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— Erhebung von Geldleistungen und Bufigeldbescheide nach
§ 17 NWoFG.

Die notwendigen Auskiinfte sind erforderlichenfalls nach
§ 10 Abs. 5 NWoFG bei den Verfiigungsberechtigten einzuho-
len.

57. Uberlassung von Wohnraum, Wohnberechtigungsschein

57.1 Die Vorlage eines Wohnberechtigungsscheins ist grund-
sétzlich in jedem Fall einer Uberlassung zum Gebrauch erfor-
derlich, auch wenn die oder der Wohnungssuchende bisher
schon eine geférderte Wohnung bewohnt hat. Dies gilt auch
bei einem Wohnungstausch in demselben Wohngebéude. Da-
gegen ist die Vorlage eines Wohnberechtigungsscheins nicht
erforderlich, wenn die Mieterin oder der Mieter einer gefor-
derten Mietwohnung wegen der Sanierung ihrer oder seiner
Wohnung voriibergehend in einer anderen geférderten Miet-
wohnung untergebracht wird.

57.2 Die oder der Verfiigungsberechtigte hat unverziglich,
nachdem sie oder er die geforderte Wohnung einer wohnbe-
rechtigten Person tberlassen hat, der zustédndigen Stelle die
Namen der Person und ihrer Haushaltsangehorigen mitzutei-
len und ihr den tibergebenen Wohnberechtigungsschein vor-
zulegen. Die Miethohe und die Mietbindung sind im Interesse
der Erfullung des Forderzwecks zu tiberwachen. Dazu kann
sich die zustdndige Stelle den Mietvertrag und ggf. Unterlagen
iiber Mieterh6hungsverlangen vorlegen lassen (§ 10 Abs. 5
NWOoFG).

58. Wohnberechtigungsschein fiir auslindische Wohnungssuchende

Ausldndische Wohnungssuchende sind nur dann rechtlich
und tatsdchlich in der Lage, auf lingere Dauer einen Wohnsitz
als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu begriinden, wenn
ein rechtmaéfiger Aufenthalt im Bundesgebiet gegeben ist, der
voraussichtlich noch mindestens ein Jahr ab dem Tag der An-
tragstellung auf Erteilung eines Wohnberechtigungsscheines
beibehalten werden kann. Dies ist in der Regel anzunehmen,
wenn ausldndische Wohnungssuchende im Besitz eines der in
§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 3 und 4 AufenthG genannten Aufent-
haltstitels sind. Im Fall einer Aufenthaltserlaubnis nach § 4
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AufenthG ist die Aufenthaltsdauer stets im
Einzelfall zu prifen. Die Sitze 1 bis 3 gelten nicht fiir Woh-
nungssuchende anderer Mitgliedstaaten der EU (Unionsbtir-
gerinnen und Unionsbiirger) und deren Haushaltsangehorige.
Nicht als Wohnungssuchende gelten die Angehorigen der im
Bundesgebiet stationierten ausldndischen Streitkréfte und de-
ren Haushaltsangehorige.

59. Wohnungsgrifie

59.1 Im Wohnberechtigungsschein ist zu bestimmen, wel-
che Grofle des Wohnraums fiir den Haushalt der Wohnungs-
suchenden angemessen ist. Angemessen sind die Wohnungs-
groflen, die sich aus den Regelungen in Nummer 15 ergeben.
Eine Uberschreitung der angemessenen Wohnungsgréfle um
bis zu 10 % ist unbeachtlich. Dariiber hinaus ist eine Uber-
schreitung zuldssig, wenn in der Forderentscheidung die an-
gemessene Wohnungsgrofie nach Quadratmetern und nach
Anzahl der Rdume angegeben ist. Die angemessene Woh-
nungsgrofie erhoht sich dartiber hinaus fiir Alleinerziehende
und fiir Menschen mit Behinderung um jeweils 10 m?.

59.2 Die angemessene Wohnfldche kann fur die Erteilung ei-
nes Wohnberechtigungsscheines nach § 8 Abs. 5 Nr. 2 NWoFG
um bis zu 10 m* erhéht werden, wenn ein besonderer persén-
licher oder beruflicher Bedarf nachgewiesen wird. Besondere
personliche Bediirfnisse konnen beispielsweise in der Zusam-
mensetzung des Haushaltes begriindet sein, wie etwa in der
Aufnahme von Eltern oder Pflegekindern in eine kinderreiche
Familie, oder bei dauerhafter Erkrankung oder Behinderung
von im Haushalt lebenden Personen, dazu gehoren Erkran-
kungen, die eine Pflegebediirftigkeit zur Folge haben oder bei
einer geistigen oder korperlichen Behinderung. Besondere be-
rufliche Bediirfnisse kénnen beispielsweise vorliegen, wenn
haushaltsangehorige Personen eine zusétzliche Wohnfldche
zur beruflichen Mitbenutzung benétigen, etwa bei freiberufli-
cher Tatigkeit oder Heimarbeit.

59.3 Eine besondere Hérte kann im Einzelfall etwa gegeben
sein, wenn Wohnungssuchende wegen der Behinderung oder
Pflegebediirftigkeit von Haushaltsangehorigen gerade auf be-
stimmten Wohnraum angewiesen sind, insbesondere wegen
der Lage oder Ausstattung, etwa wenn es sich um die einzige
barrierefreie Wohnung oder Erdgeschosswohnung fir Roll-
stuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenutzer handelt.

60. Sanktionen

Ist geférderter Wohnraum einer wohnungssuchenden Person
ohne Wohnberechtigungsschein tiberlassen worden, so haben
die Verfiigungsberechtigten diese zunichst aufzufordern,
nachtrdglich und unverziiglich einen Wohnberechtigungs-
schein — ggf. einen solchen nach § 8 Abs. 5 NWoFG — zu be-
antragen; dieser kann nur fiir die Zukunft erteilt werden.
Etwaige Geldleistungen nach § 17 Abs. 3 NWoFG diirfen von
den Verfiigungsberechtigten nur fiir die Zeit bis zur Erteilung
des Wohnberechtigungsscheines erhoben werden.

In Ausfithrung von § 10 Abs. 5 NWoFG sind die Verfii-
gungsberechtigten aufzufordern, der zustdndigen Stelle unter
Angabe des voraussichtlichen Zeitpunkts unverziglich schrift-
lich anzuzeigen, wenn Wohnraum bezugsfertig oder frei wird.

61. Uberwachung der Belegungshindungen

Die Belegungsbindungen nach § 7 NWoFG sind jahrlich ei-
ner systematischen Uberpriifung zu unterziehen. Dies kann
beispielsweise durch einen jdhrlichen Abgleich der Woh-
nungsbelegung mit den Daten des Melderegisters erfolgen.
Fir die systematische Uberpriifung notwendige Auskiinfte
sind erforderlichenfalls nach § 10 Abs. 5 NWoFG einzuholen.

62. Freistellung, Anderung und Entlassung

62.1 Kann die zustdndige Stelle ein Benennungsrecht nach
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 NWoFG nicht austiben, so hat sie
unverziiglich, spétestens jedoch innerhalb von drei Monaten
seit Freiwerden der Wohnung, gegeniiber den Verfiigungsbe-
rechtigten schriftlich auf die Austibung dieses Rechts zu ver-
zichten. Fir die Zeit des Verzichts bleibt es — bis zu einer
Bindungsfreistellung oder Entlassung aus den Bindungen —
beim allgemeinen Belegungsrecht nach § 7 Abs. 1 Nrn. 2 und 3
NWoFG.

62.2 Ein Antrag auf Freistellung, Anderung von oder Entlas-
sung aus Belegungs- und Mietbindungen ist spéitestens vier
Wochen vor dem Freiwerden oder der Bezugsfertigkeit einer
Wohnung bei der Wohnraumférderstelle zu stellen. Die oder
der Verfiigungsberechtigte hat der Wohnraumférderstelle un-
ter genauer Bezeichnung der Wohnung nachzuweisen, dass
trotz entsprechender Bemiithungen der Abschluss eines Miet-
vertrages mit einer berechtigten Person nicht méglich ist und
die Griinde zu benennen. Die Bemiihungen kénnen durch
Veroffentlichung von angemessenen, marktiiblichen Insera-
ten in geeigneten elektronischen oder Druckmedien in dem
Monat vor der Antragstellung nachgewiesen werden. Die oder
der Verfiigungsberechtigte hat weiterhin darzulegen, ob und
inwieweit sie oder er die Wohnung auch zu einem Mietpreis
unterhalb des férderungsrechtlich Zuldssigen angeboten hat.

62.3 Soweit sich ein Antrag auf Freistellung, Anderung von
oder Entlassung aus Belegungs- und Mietbindungen auf Wohn-
raum bezieht, der seit Bezugsfertigkeit oder Ubertragung der
Bindung nicht bestimmungsgemaf belegt werden konnte und
eine bestimmungsgeméafle Belegung auch nicht zu erwarten
ist, ist der Antrag der Bewilligungsstelle mit einer Stellung-
nahme unter Verwendung des Vordrucks 6001 (siehe Inter-
net-Partnerportal der NBank) vorzulegen. Die Bewilligungs-
stelle priift auf dieser Grundlage die Riickforderung der For-
dermittel (siehe Nummer 54). Die oder der Verfiigungsberech-
tigte ist iiber die Abgabe an die Bewilligungsstelle zu benach-
richtigen.

62.4 Bescheide und Vertrédge tiber Freistellungen sowie ver-
tragliche Vereinbarungen {iber Entlassungen aus oder Ande-
rungen von Belegungs- und Mietbindungen sind der Bewilli-
gungsstelle in Kopie vorzulegen. Fiir die Entscheidung sind je
Wohnung grundsétzlich Gebiithren nach der AlIGO zu erhe-
ben.
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63. Freistellungsdauer

63.1 Eine Freistellung von Bindungen darf nur befristet er-
folgen. Die Freistellungsdauer soll fiinf Jahre nicht tiberschrei-
ten. Sie darf hochstens einmal verldngert werden. Betrdgt die
Restdauer der Bindungen je freizustellender Wohnung zum
Zeitpunkt der Entscheidung tiber die Freistellung weniger als
finf Jahre oder kann der Zweck der Freistellung auch nach
einer Verldngerung nicht erreicht werden, ist zu priifen, ob
eine Anderung oder Beendigung der Belegungs- und Mietbin-
dung nach § 11 Abs. 3 NWoFG in Betracht kommt (siehe
Nummer 64.5).

63.2 Die Freistellung fir eine einzelne bestimmte Wohnung
kommt nur in Betracht, wenn kein Wohnberechtigungsschein
nach § 8 Abs. 5 NWoFG erteilt werden kann. Sie ist auf die
Dauer des Mietverhéltnisses zu befristen. Mit Ablauf der Frist
kann ein neuer Antrag gestellt werden.

64. Reichweite einer Freistellung

64.1 Die Reichweite einer Freistellung nach § 11 Abs. 1
Satz 3 NWoFG hingt mafigeblich vom beantragten Freistel-
lungsumfang und davon ab, aus welchem der in § 11 Abs. 1
NWoFG genannten Griinde die Freistellung erteilt wird. Eine
Freistellung kann fiir einzelne Wohnungen, fiir Wohnraum
bestimmter Art oder fiir Wohnungen in bestimmten Gebieten
erteilt werden. Die Entscheidung kann durch Verwaltungsakt
oder durch offentlich-rechtlichen Vertrag getroffen werden.
Dabei sind an eine Freistellung fiir Wohnungen bestimmter
Art oder in bestimmten Gebieten hohere Anforderungen zu
stellen als an Freistellungen fiir einzelne bestimmte Wohnun-
gen.

64.2 Die Erteilung einer Vielzahl von Einzelfreistellungen
darf nicht dazu fithren, das Freistellungsverfahren fiir Woh-
nungen in einem bestimmten Gebiet zu umgehen. Bevor eine
Freistellung fir Wohnungen in bestimmten Gebieten in Be-
tracht kommt, ist zu priifen, ob das angestrebte Ziel nicht
ebenso durch eine Freistellung fir Wohnungen bestimmter
Art erreicht werden kann.

64.3 Von einer Freistellung fir Wohnungen bestimmter Art
konnen auch mehrere Wohnungen bestimmter Art erfasst
sein; beispielsweise Wohnungen fiir dltere Menschen oder
Menschen mit Behinderungen, nicht nachgefragte Kleinst-
oder Groffwohnungen, Dachgeschoss- oder Souterrainwoh-
nungen.

64.4 Eine Freistellung fir Wohnungen in bestimmten Gebie-
ten kann insbesondere zur Erhaltung oder Schaffung sozial
stabiler Bewohnerstrukturen erfolgen. Die Freistellung fiir
Wohnungen in bestimmten Gebieten ist vorrangig vertraglich
zu vereinbaren. Fir die Entscheidung tiber die Freistellung ist
ein zielfithrendes Konzept, das auch Bestandteil des Wohn-
raumversorgungskonzeptes sein kann, vorzulegen. Damit kann
auch ein Plan des Gebietes erforderlich werden, der Angaben
tber dessen Zustand, unter anderem bezogen auf die Bausub-
stanz, die Verkehrswege und die Infrastruktur enthalt.

Der ortliche Bereich, fir den die Freistellung fir Wohnun-
gen in bestimmten Gebieten erfolgen soll, ist genau festzule-
gen. Unter dem Begriff des Gebietes i. S. des § 11 Abs. 1 Satz 3
NWoFG sind zusammenhédngende Flachen oder Teilbereiche
zu verstehen, die

— mehr als ein Grundstiick oder ein einzelnes Gebidude um-
fassen,

— mit auffilligen sozialen und baulichen Problemen belastet
sind und

— sich rdumlich durch Verkehrswege, Bauten oder die nattir-
liche Umgebung abgrenzen.

Bei der Gebietsabgrenzung sollen auch Merkmale wie Ge-
badude- und Siedlungsstruktur, historische Identit4t und Bezii-
ge berticksichtigt werden.

64.5 Die zustidndige Stelle kann nach § 11 Abs. 3 NWoFG
Angelegenheiten der ortlichen Wohnraumversorgung, insbe-
sondere Belegungs- und Mietbindungen, mit Eigentiimern
oder sonstigen Verfiigungsberechtigten tiber Wohnraum ver-
traglich &ndern. Uber den Inhalt der Vertrdge ist die Bewilli-
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gungsstelle zu unterrichten. Sofern hierbei Vereinbarungen
uber bewilligte Fordermittel getroffen werden, bedirfen diese
der Zustimmung durch die Bewilligungsstelle.

64.6 Folgende Entscheidungen nach § 11 NWoFG bediirfen
der vorherigen Zustimmung durch das Fachministerium:

64.6.1 Freistellung fiir mehr als acht Wohnungen bestimm-
ter Art,

64.6.2 Freistellung fiir Wohnungen in bestimmten Gebieten,

64.6.3 vertragliche Entlassung von mehr als acht Wohnun-
gen aus der Belegungs- und Mietbindung,

64.6.4 vertragliche Anderung der Belegungs- und Mietbin-
dung bei mehr als acht Wohnungen.

65. Ausgleichsleistungen bei Freistellungen

65.1 Entscheidungen tiber Freistellungen sowie tiber Aus-
gleichsleistungen nach § 11 NWoFG sind fallbezogen auf
die Besonderheiten des Einzelfalls und auf die Moglichkeiten
der oder des Verfiigungsberechtigten abzustimmen. Der Aus-
gleich besteht gleichrangig entweder in einem angemessenen
Geldausgleich, der vertraglichen Einrdumung eines Bele-
gungsrechts an einer oder mehreren Ersatzwohnungen oder
einem sonstigen angemessenen Ausgleich. Die Auswahl zwi-
schen diesen Formen des Ausgleichs erfolgt nach pflichtgema-
flem Ermessen.

65.2 Eine Freistellung soll bei Geldausgleich davon abhédn-
gig gemacht werden, dass die oder der Verfiigungsberechtigte
eine laufende monatliche Ausgleichszahlung entrichtet. Die
Festsetzung der laufenden Geldleistung ist als Auflage (Ne-
benbestimmung) mit der Genehmigung zu verbinden. Bei der
Festsetzung der Geldleistung ist zu unterscheiden zwischen
einer Freistellung von der Belegungsbindung (§ 7 NWoFG)
und von der Mietbindung (§ 9 NWoFG):

65.2.1 Bei einer Freistellung von der Belegungsbindung be-
tragt die laufende Geldleistung 0,50 EUR pro m?
Wohnflache und Monat. Die Ausgleichszahlung kann
aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung auch fiir
die gesamte Freistellungsdauer im Voraus entrichtet
werden. Dabei ist eine Mietdauer von regelméfig min-
destens fiinf Jahren zugrunde zu legen, soweit im Ein-
zelfall nicht eine Freistellung von kiirzerer Dauer
erteilt wurde. Abweichungen der zugrunde zu legen-
den Mietdauer von fiinf Jahren sind unter Berticksich-
tigung der ortlichen wohnungswirtschaftlichen Ver-
héltnisse zuldssig. Die Entscheidung ist zu dokumen-
tieren.

65.2.2 Bei einer Freistellung von der Mietbindung ist als lau-
fende Geldleistung monatlich die Differenz zwischen
der hochstzuldssigen Miete laut Forderentscheidung
und der tatsdchlich geschuldeten Miete als Subventi-
onsvorteil abzuschopfen. Dies gilt auch bei einer kom-
binierten Freistellung von der Miet- und Belegungs-
bindung. Die Hohe der Ausgleichszahlung ist jahrlich
zu uberpriifen. Zu diesem Zweck kénnen die notwen-
digen Auskunfte und Unterlagen von den Mietver-
tragsparteien angefordert werden (siehe § 10 Abs. 5
Satz 1 NWoFG).

65.3 Eine Abwilzung der Ausgleichsabgabe auf die Miete-
rinnen und Mieter ist mangels Rechtsgrundlage nicht zulas-
sig. Hierauf ist die oder der Verfiigungsberechtigte in der
Freistellungsentscheidung hinzuweisen.

65.4 Geldleistungen sind ohne Abzug halbjihrlich zum
30. Juni und zum 31. Dezember eines jeden Jahres an die Be-
willigungsstelle abzuftihren. Betrifft die Freistellung Bindun-
gen, die mit einer zu der Wohnraumforderung des Landes
hinzugetretenen Forderung einer Gemeinde, eines Landkrei-
ses oder der Region Hannover begriindet wurden, ist die Aus-
gleichszahlung im Verhiltnis der einbezogenen Forderanteile
aufzuteilen. Der auf die Férderung von dritter Seite entfallende
Anteil ist nicht an die Bewilligungsstelle abzufiihren.

65.5 Ein Ausgleich unter der Bedingung der vertraglichen
Einrdumung eines Belegungsrechts fiir Ersatzwohnungen
kommt nur in Betracht, wenn die oder der Verfiigungsberech-
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tigte in der Standortgemeinde der freizustellenden Wohnung
iiber mindestens eine weitere gleichwertige und bezugsfertige
oder freie, nicht gebundene Wohnung (Ersatzwohnung) ver-
fiigt. Uber die Freistellung gegen Einrdumung eines Belegungs-
rechts an einer oder mehreren Ersatzwohnungen ist erst dann
wirksam zu entscheiden, wenn die oder der Verfiigungsbe-
rechtigte der zustdndigen Stelle das Belegungsrecht fir den
konkret bestimmten Ersatzwohnraum vertraglich eingeraumt
hat und sich verpflichtet, dieses Recht jederzeit auf Verlangen
der zustdndigen Stelle durch Eintragung einer beschriankten
personlichen Dienstbarkeit im Grundbuch sichern zu lassen.
In dem Vertrag muss sich die oder der Verfiigungsberechtigte
auch verpflichten, jede Ersatzwohnung zu gleichen Bedingun-
gen wie die Forderwohnung zu tiberlassen. Der Ersatzwohn-
raum muss frei oder bezugsfertig sein. Mit der Einrdumung
des Belegungsrechts werden offentlich-rechtliche Bindungen
an der Ersatzwohnung vertraglich begriindet. Diese entspre-
chen den Bindungen der freigestellten Wohnung. Bei der Ein-
rdumung eines Belegungsrechts an einer gleichwertigen
Wohnung entfillt ein Ausgleich in Geld oder ein sonstiger
Ausgleich. Ist jedoch die Ersatzwohnung nicht mindestens
gleichwertig, kann daneben ein angemessener Geldausgleich
verlangt werden.

65.6 Ein sonstiger Ausgleich in angemessener Art und Weise
kann zum Beispiel durch die Verlangerung eines bereits beste-
henden Belegungsrechts erfolgen.

65.7 Nur bei einer Freistellung im tberwiegenden o6ffentli-
chen Interesse kann im Einzelfall von einem Ausgleich abge-
sehen werden. Ein genereller Verzicht auf Ausgleichsleistun-
gen bei Freistellungen von den Miet- oder Belegungsbindun-
gen ist nicht zuléssig.

65.8 Die Entscheidung, ob und in welcher Art und Hohe
Ausgleichsleistungen erhoben werden oder aus welchen
Griinden darauf verzichtet wird, ist im Einzelfall zu doku-
mentieren. Freistellungsentscheidungen sind einschliefilich
etwaiger Verpflichtungen zu Ausgleichsleistungen der oder dem
Verfiigungsberechtigten und der Bewilligungsstelle schriftlich
mitzuteilen und in der Wohnungsdatei elektronisch zu erfas-
sen (sieche Nummer 56).

Sechster Abschnitt
Baufachliche Anforderungen

66. Allgemeine Anforderungen

66.1 Bei der Planung, der Errichtung, dem Ausbau und der
Ausstattung von geforderten Wohnungen ist zu beachten,
dass die Gebdaude und Wohnungen nach Haustyp, Bauweise,
Grundrissen und Schnitten zur angemessenen Wohnraumver-
sorgung entsprechend der Zweckbestimmung und der vorge-
sehenen Belegung geeignet und zweckmaéfig sein miissen.

66.2 Die Individualrdume (Schlafraume sowie Kinder- und
Jugendzimmer) fir eine Person sollen mindestens 10 m?, fiir
zwei Personen mindestens 15 m? grof’ sein. Die Individualrdu-
me sollen moglichst tiber Flure erschlossen werden und keine
Durchgangsrdume sein, Kinder- und Jugendzimmer dirfen
nicht Durchgangsrdume sein.

66.3 Die Fldchen von Wintergirten, Balkonen, Loggien und
Terrassen diirfen nicht mehr als ein Zehntel der Gesamtwohn-
flache betragen.

67. Wohnungen fiir dltere Menschen

67.1 Wohnungen fiir dltere Menschen sollen maglichst in
der Nédhe der erforderlichen Infrastruktureinrichtungen lie-
gen. Hierzu gehoren vor allem Einrichtungen des tdglichen
Bedarfs, wie Einzelhandelsgeschifte, Arztpraxen, Apotheken,
Bank- und Postfilialen. Es ist winschenswert, dass weitere
Einrichtungen wie etwa Seniorentreffs, Friseurbetriebe, Kir-
chengemeinden oder die Gemeindeverwaltung einfach und in
kiirzerer Zeit mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen
sind.

67.2 Die Wohnungen dirfen, wenn ein Aufzug nicht vor-

handen ist, nur im Erdgeschoss angeordnet und miissen von
der offentlichen Verkehrsflache aus stufenlos erreichbar sein.

67.3 Sofern nicht bereits nach gesetzlichen Bestimmungen
vorgeschrieben, sollen die Wohnungen im Ubrigen weitestge-
hend den Anforderungen an barrierefrei nutzbare Wohnun-
gen gemdf der als technische Baubestimmung eingefithrten
DIN 18040-2 entsprechen.

68. Wohnungen fiir Menschen mit Behinderungen

Uber die Anforderungen nach den Nummern 67.1 und 67.2
hinaus miissen Wohnungen fiir Menschen mit Behinderun-
gen den Anforderungen an barrierefrei nutzbare Wohnun-
gen gemdfd der als technische Baubestimmung eingefiihrten
DIN 18040-2 entsprechen. Sind Wohnungen fir Benutzerin-
nen und Benutzer von Rollstiithlen bestimmt, sind zuséitzlich
die mit einem ,R“ kenntlich gemachten Anforderungen der
als technische Baubestimmung eingefithrten DIN18040-2 ein-
zuhalten.

69. Wohnheime fiir Studierende

69.1 Wohnheimplitze fir Studierende sind bezugsfertig
herzurichten. Die Wohnfliche der Einzelapartments soll 18 m?*
nicht unterschreiten. Einzelapartments miissen mindestens
aus einem Individualraum, einer Sanitirzelle mit Dusche und
Toilette sowie einer Kiiche oder einer Kochgelegenheit (mobliert,
Herd, Kiihlschrank, Spiile) bestehen. Die Bemessung und die
Ausstattung des Individualraums miissen Moglichkeiten zum
Studieren, Wohnen und Schlafen bieten. Der Individualraum
darf nicht Durchgangsraum sein. Es soll auflerdem technisch
ein Zugang ins Internet gewahrleistet sein. Im Ubrigen gelten
fir Wohnheimplédtze in Wohngruppen und Wohngemein-
schaften die Regelungen der Nummer 70 entsprechend.

69.2 In einem Wohnheim mit mehr als 20 Pldtzen kann ein
angemessen grofler Gemeinschaftsraum als Mehrzweckraum
hergestellt werden. Es diirfen in angemessenem Umfang wei-
tere Nebenrdume (Toilettenanlage, Stuhllager) vorgesehen
werden. Ein Zubehoérraum mit gemeinschaftlich genutzten
Waschmaschinen, ggf. auch mit Waschetrocknern, soll vorge-
halten werden.

69.3 Sind Wohnheimpléitze fiir Menschen mit Behinderun-
gen bestimmt, ist die als technische Baubestimmung einge-
fithrte DIN 18040-1 i. V. m. DIN18040-2 analog einzuhalten.

69.4 Sind Wohnheimplétze fir Benutzerinnen und Benut-
zer von Rollstithlen bestimmt, sind die mit einem ,R“ kennt-
lich gemachten Anforderungen der als technische Baubestim-
mung eingefithrten DIN 18040-1 i. V. m. DIN18040-2 analog
einzuhalten.

70. Besondere Wohnformen

70.1 In Wohngemeinschaften sollen fiir je drei Individual-
rdume (Schlafrdume) ein angemessenes gemeinsames Bad mit
Badewanne oder Dusche sowie ein separater Toilettenraum
mit Toilette zur Verfiigung stehen.

70.2 Eine Wohngruppe umfasst mehrere Apartmentwoh-
nungen sowie Gemeinschaftsrdume. Jede Apartmentwohnung
muss eine Kochgelegenheit und einen Sanitdrraum mit Bade-
wanne oder Dusche und Toilette umfassen.

70.3 Die Zahl der Individualrdgume einer Wohngemeinschaft
und die Zahl der Apartments in einer Wohngruppe diirfen
zwolf nicht tibersteigen.

Siebter Abschnitt

Schlussbestimmungen

71. Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

71.1 Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 7. 2019 in Kraft
und mit Ablauf des 31. 12. 2023 aufler Kraft.

71.2 Der Bezugserlass zu b tritt mit Ablauf des 30. 6. 2019
aufer Kraft.

An die

Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und groflen selbstdndigen
Stadte und selbstdndigen Gemeinden

Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBI. Nr. 29/2019 S. 1075
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Richtlinie iiber die Gewihrung von Zuwendungen
zur Forderung stidtebaulicher Erneuerungsmafinahmen
(Stadtebauférderungsrichtlinie — R-StBauF —)

RdErl. d. MU v. 9. 7. 2019
— 61.1-21201.2.17 —

— VORIS 21075 —

Bezug: RdErl. d. MS v. 17. 11. 2015 (Nds. MBL. S. 1570)
— VORIS 21075 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2019 wie folgt
gedndert:

1. In Nummer 5.3.2.6 Abs. 4 Buchst. a Satz 1 wird die Angabe
,200 EUR je Quadratmeter” durch die Angabe ,,230 EUR je
Quadratmeter” ersetzt.

2. Der Nummer 8.1 wird der folgende Absatz 3 angefiigt:

»(3) Auf die Herstellung oder Anderung von Strafien,
Wegen, Plitzen, ebenerdigen Stellplédtzen sowie von Briicken,
Tunneln und Unterfihrungen mit den dazugehorigen
Rampen, fiir die die Verpflichtungen zur Leistung von
Ausgaben nach dem 31. 12. 2014, aber vor dem 1. 1. 2019
begriindet wurden, ist die in Nummer 5.3.2.6 Abs. 4
Buchst. a Satz 1 der bis zum 31. 12. 2018 geltenden Fas-
sung dieses RdErl. festgelegte Forderobergrenze anzuwen-
den.”

3. In Nummer 9 wird das Datum ,,31. 12. 2019“ durch das
Datum ,,31. 12. 2021 ersetzt.

An die
Region Hannover, Landkreise und Gemeinden

— Nds. MBI Nr. 29/2019 S. 1090

Amt fiir regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der
,,Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar*

Bek. d. ArL Braunschweig v. 9. 7. 2019
— 2.11741/40-332 —

Mit Schreiben vom 28. 6. 2019 hat das ArL. Braunschweig
als zustdndige Stiftungsbehorde nach § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschiftes in Form der Verfiigung von Todes we-
gen vom 27. 8. 2007 i. d. F. der letztmaligen Anderungsverfii-
gung vom 2. 2. 2015 und der Stiftungssatzung vom 12. 5. 2019
die ,Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar” mit Sitz in Goslar ge-
méf § 80 BGB als rechtsfihig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Férderung des offentlichen Ge-
sundheitswesens und der offentlichen Gesundheitspflege, ins-
besondere durch:

— Zuwendungen an gemeinniitzige oder offentliche Einrich-
tungen zur Unterbringung, Pflege und Therapie von an der
Parkinsonschen Krankheit erkrankten Personen sowie

— Zuwendungen an gemeinniitzige oder offentliche Einrich-
tungen zur Unterbringung, Pflege, Therapie, ambulante
Versorgung und Behandlung von Suchtkranken.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar
z. H. Herrn Dieter Kreibohm
Reinkamp 5

38640 Goslar.

— Nds. MBI Nr. 29/2019 S. 1090
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Niedersichsische Landesbehorde
fiir Strafenbau und Verkehr

Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb
des Sonderlandeplatzes fiir Luftsportgerite ,,Zweidorf*

Bek. d. NLStBV v. 9. 7. 2019 — 3354.30314 —

Die NLStBV, Dezernat 33, hat der Motorschirm Gemein-
schaft Milan-Freunde Zweidorf e. V. am 9. 8. 2018 geméf § 6
LuftVG die Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb eines
Sonderlandeplatzes fir Luftsportgeréte fir die Durchfiihrung
von Fliigen nach Sichtflugregeln am Tag erteilt.

Die Abnahme und Betriebsfreigabe wurde am 2. 11. 2018
erteilt.

I.  Beschreibung des Gelindes:

1. Bezeichnung: Sonderlandeplatz fiir Luftsportgerite
Zweidorf

ca. 0,8 km stidwestlich der Ortschaft
Wendeburg (Gemeinde Wendeburg,
Landkreis Peine) Gemarkung Zweidorf,
Flur 2, Flurstiick 53/1

3. Bezugspunkt: geografische Lage: 52° 19'15,93" Nord
10° 21'37,96" Ost
69 m i. NN

(226 ft MSL)

2. Lage:

Hohe tiber NN:

4. Flugbetriebs-
flichen: Start- und Landebahn fiir die in Abschnitt II

aufgefiihrten Luftfahrzeuge

5. Abmessungen: 40 m im Durchmesser zuziiglich eines
umlaufenden Sicherheitsstreifens von 15 m,
Oberfldche: Gras.

II. Sonderlandeplatz ist fiir folgende Arten von Luftfahrzeugen zu-
gelassen:

Der Sonderlandeplatz darf nur von fufistartfdhigen, motor-
betriebenen Gleitschirmen und Gleitschirm-Trikes genutzt
werden.

III. Zweck des Sonderlandeplatzes:
Der Landeplatz dient grundsitzlich der Nutzung durch
Vereinsmitglieder des Genehmigungsinhabers.

Andere Fliige bediirfen der vorherigen Genehmigung des
Betreibers des Sonderlandeplatzes (PPR*).

IV. Bauschutzbereich:
Ein Bauschutzbereich nach dem LuftVG wird nicht be-
stimmt.

V. Einfriedung:

Von der Verpflichtung nach § 46 Abs. 1 LuftVZO, das
Flugplatzgeldnde einzufrieden, ist der Genehmigungsin-
haber befreit, wenn das Geldnde nach § 46 Abs. 2 und
§ 53 LuftVZO durch Verbotsschilder ausreichend gesichert
wird. Alle Schilder sollen mindestens in 1 m Hohe tiber
dem Boden angebracht sein. Sie sollen 70 cm breit und 50 cm
hoch sein und die Beschriftung , Flugplatz — Betreten durch
Unbefugte verboten“ haben.

VI. Auflagen:

1. Verdnderungen des Sonderlandeplatzes und seiner Umge-
bung, die den Flugbetrieb gefihrden kénnen, insbesondere
Verdnderungen in den An- und Abflugsektoren, auch so-
weit es sich um voriibergehende Hindernisse handelt, sind
der Genehmigungsbehorde unverziiglich anzuzeigen.

2. Fir die Regelung von Personen- und Sachschdden muss
eine Platzhalterhaftpflichtversicherung (einschliefend Flug-
leiterhaftpflicht) mit den Mindestdeckungssummen von je
500 000 EUR fiir Personenschdden und 500 000 EUR fiir
Sachschédden abgeschlossen sein und fiir die Dauer dieser
Genehmigung aufrechterhalten werden.

*) PPR = Prior Permission Required.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg

Entscheidung nach dem BImSchG;
Offentliche Bekanntmachung
(dank & treu GmbH & Co. KG, Schwibisch Hall)

Bek. d. GAA Liineburg v. 10. 7. 2019
— 4.1-CE 908000299/LG 18-085-38 bi —

Das GAA Luneburg hat der Firma dank & treu GmbH &
Co. KG, Rinnener Strifile 97, 74523 Schwibisch Hall, mit der
Entscheidung vom 10. 7. 2019 eine Genehmigung gemaf} § 4
i. V. m. § 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Verfahrens waren die Errichtung und der
Betrieb eines Pferdekrematoriums sowie die Errichtung und
der Betrieb von zwei Kithlrdumen zur kurzfristigen Lagerung
von Pferden bis zur Kremierung am Standort Hinter den Heid-
gruben 18, 27337 Blender.

Der Bescheid enthélt Nebenbestimmungen, um die Erfiillung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollstandige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen konnen in der Zeit vom 25. 7. 2019 bis einschlief3-
lich 7. 8. 2019 bei folgenden Stellen eingesehen werden:

— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2,
21339 Liineburg, Zimmer 0.310a,
Einsichtmoglichkeit:
8.00 bis 16.00 Uhr,
8.00 bis 14.30 Uhr;
— Rathaus der Samtgemeinde Thedinghausen, Braunschweiger
Strafle 10, 27321 Thedinghausen, Nebengebdude (Packhaus),
Zimmer 1.12,

montags bis donnerstags
freitags

Einsichtmoglichkeit:

7.30 bis 16.30 Uhr,
7.30 bis 13.30 Uhr,
7.00 bis 18.00 Uhr.

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet unter http:/
www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort tiber den Pfad
,Bekanntmachungen > Liineburg — Celle — Cuxhaven” ein-
sehbar.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschliefllich Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2,
21339 Liineburg, schriftlich angefordert werden.

Gemif § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfiigende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage offentlich bekannt ge-
macht.

montags und dienstags
mittwochs und freitags
donnerstags

Die Zustellung des Bescheides an die Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, wird hiermit durch offentliche Be-
kanntmachung ersetzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegeniiber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.

— Nds. MBI. Nr. 29/2019 S. 1091

Anlage

I. Tenor

1. Der Firma dank & treu GmbH & Co. KG, Rinnener Striflle 97,
74523 Schwibisch Hall, wird aufgrund ihres Antrages vom
30. 11. 2018, zuletzt ergénzt durch Schreiben vom 14. 1. 2019,
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb eines Kre-
matoriums fir Pferde mit einer Verarbeitungskapazitdt von
125 kg/h erteilt.

2. Gegenstand der Genehmigung

Dieser Bescheid erstreckt sich auf die Errichtung der folgen-
den wesentlichen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen ein-
schlieflich ihres Betriebes:

— Pferdeofen zur Kremation von Pferden mit einer Brenn-
kammer mit 4 Gasbrennern, mit einer Gesamtfeuerungs-
wérmeleistung von maximal 420 kW mit einer Krema-
tionsleistung von maximal 125 kg/h,

— Nachbrennkammer / Thermische Nachverbrennung (TNV)
mit einer Feuerungswérmeleistung von maximal 350 kW,

— Unterirdischer Fliissiggastank mit einer Fiillmenge von 2,9 t
Flussiggas,

— Abgasreinigung bestehend aus einem Abgas-Luft-Wérme-
tauscher und einer Warmeriickgewinnung zur Heizwiér-
menutzung sowie einer Gewebefilteranlage,

— zwei Kihlrdume zur Zwischenlagerung von verstorbenen
Pferden bis zur Eindscherung mit einem Lagervolumen
vom 83 m?®.

— Kremationsleistung
Pro Tag diirfen maximal ein grofies Pferd oder zwei kleine
Pferde eingedschert werden. Die Kremationsleistung darf
maximal 125 kg/h betragen.

— Betriebszeiten
Kremierungsprozesse sind ausschlieflich tagsiiber (06:00
bis 22:00 Uhr) an Werktagen zuléssig.

— Vortibergehendes Lagern von toten Equiden bis zur Ver-
brennung
Tote Pferde diirfen maximal 96 Stunden in den Kihlrdu-
men bis zur Eindscherung gelagert werden.

Standort der Anlage ist:

Ort: 27337 Blender

Strafle: Hinter den Heidgruben 18
Gemarkung: Holtum-Marsch

Flur: 8

Flurstticke: 42/1

Die im Formular ,Inhaltsverzeichnis®“ vom 14. 1. 2019 Ver-
sion 1.1 im Einzelnen aufgefithrten Antragsunterlagen sind
Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides und liegen diesem
zugrunde.

3. Konzentrationswirkung
Diese Genehmigung schliefst folgende Entscheidungen mit ein:
— Baugenehmigung gemafd § 70 NBauO
— Veterinérrechtliche Zulassung als Verbrennungsanlage mit
hoher Kapazitét

Thnen wird gemdfl Artikel 24 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 sowie § 26 Abs. 1 Nr. 1 der Tierischen Ne-
benprodukte-Verordnung (TierNebV) fiir die Verbrennungs-
anlage die Zulassungsnummer

DE 03 361 0001 05
erteilt.

— veterindrrechtliche Zulassung als Zwischenbehandlungs-
betrieb fiir Material der Kategorie 2

IThnen wird gemifl Artikel 24 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 sowie § 26 Abs. 1 Nr. 1 der Tierischen Ne-
benprodukte-Verordnung (TierNebV) fiir den Zwischenbe-
handlungsbetrieb fiir Material der Kategorie 2 die Zulas-
sungsnummer
DE 03 361 0001 02
erteilt.

Die Zulassungen DE 03 361 0001 05 und DE 03 361 0001 02

umfassen folgende Tatigkeiten:

1. Abholung und Transport von toten Equiden zum Kremato-
rium (gemdfl Artikel 23 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009),

2. Kiihlen von toten Equiden,

3. Vortbergehendes Lagern von toten Equiden bis zur Ver-
brennung,

4. Kurzzeitiges Aufbahren von toten Equiden zur Abschied-
nahme,

5. Verbrennen von toten Equiden,
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6. In Einzelfdllen — nach vorheriger Zustimmung durch den
Fachdienst Veterindrwesen und Verbraucherschutz des
Landkreises Verden — die Abgabe von toten Equiden an
das zugelassene Tierkrematorium der Firma dank & treu
GmbH und Co. KG, Rinnener Straflle 97 in 74523 Schwa-
bisch Hall (DE 08 127 0001 05).

4. Aufschiebende Bedingungen

— Die veterindrrechtliche Zulassung als Verbrennungsanlage
mit hoher Kapazitdt nach Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe b)
in Verbindung mit Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1069/2009 erfolgt unter der aufschiebenden Be-
dingung, dass vor Aufnahme der Tétigkeit eine veterinér-
behordliche Abnahme erfolgt ist und die einschldgigen
veterindrrechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

— Die veterindrrechtliche Zulassung als Zwischenbehand-
lungsbetrieb fiir Material der Kategorie 2 nach Artikel 24
Absatz 1 Buchstabe h) in Verbindung mit Artikel 44 Ab-
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 erfolgt unter der

aufschiebenden Bedingung, dass vor Aufnahme der Tiétig-
keit eine veterindrbehordliche Abnahme erfolgt ist und die
einschlédgigen veterindrrechtlichen Vorschriften eingehal-
ten werden.

Im Ubrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hordlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

5. Einwendungen
Die Einwendungen werden zuriickgewiesen.

6. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trdgt die Antragstellerin.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats
nach Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Liineburg, Auf der Hude 2, 21339 Liuneburg,
eingelegt werden.

Stellenausschreibungen

An der Leuphana Universitit Lineburg ist in der Fakultat Bildung
die folgende Professur zu besetzen:

Wirtschaftsinformatik, insbesondere Data Science
(BesGr. W 3).

Die Leuphana hat fir ihre Bildungsziele ein deutschlandweit einma-
liges Studienmodell entwickelt, das sich an den Ideen der liberal edu-
cation und des Humanismus orientiert. Sie griindete dazu das erste
offentliche College im deutschsprachigen Raum sowie eine Graduate
School. In der Forschung stellt sie sich der kontinuierlichen Heraus-
forderung, durch methodische Vielfalt und tberfachliche, praxisbezo-
gene Zusammenarbeit die gesellschaftliche Wirkung der Wissenschaf-
ten zu erhohen.

Die Ausschreibunf finden Sie bis zum 7. 8. 2019 (Bewerbungs-
schluss) unter www.leuphana.de/professuren-ausschreibungen.
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Beim Niedersichsischen Ministerium fiir Erndhrung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ist im Referat 402 , Personal“ zum néichst-
moglichen Zeitpunkt der Dienstposten/Arbeitsplatz

einer Sachbearbeiterin oder eines Sachbearbeiters (w/m/d)
zu besetzen.

Der neu eingerichtete Dienstposten/Arbeitsplatz ist zunédchst nach
BesGr. A 10/EntgeltGr. 9 TV-L bewertet und soll vorrangig mit einer
Berufsanfangerin oder einem Berufsanfinger, auch im Rahmen der
Einfihrungszeit nach § 24 Abs. 4 NLVO, besetzt werden. Eine fachli-
che und inhaltliche Weiterentwicklung und eine damit einhergehende
Neubewertung werden angestrebt.

Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen:

— Mitarbeit in der Personalsachbearbeitung der Beamtinnen und
Beamten sowie der Beschéftigten des Ministeriums, sowie in den
Bereichen Personal- und Organisationsentwicklung,

— Nebentitigkeiten,
— Annahme von Belohnungen und Geschenken sowie
— Koordination des Personalmanagementverfahrens (PMV).

Voraussetzung fir die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeits-
platzes ist die Befdhigung fiir das erste Einstiegsamt der Laufbahn-
gruppe 2 der Laufbahn ,Allgemeine Dienste” durch den Abschluss
als ,,Diplom-Verwaltungswirtin (FH)“, ,Diplom-Verwaltungswirt (FH)",
,Diplom-Verwaltungsbetriebswirtin (FH)“ oder Diplom-Verwaltungs-
betriebswirt (FH)“ oder durch einen vergleichbaren Bachelor-Ab-
schluss eines Studienganges der offentlichen Verwaltung. Alternativ
kann die Qualifikation durch die erfolgreiche Teilnahme an der Ver-
waltungspriifung II (ehemals Angestelltenpriifung II) erworben wor-
den sein.
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Dartiber hinaus werden folgende personliche Fahigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet:

— ausgeprégte Kooperations- und Teamféhigkeit,

— Zuverlassigkeit, Verantwortungsbewusstsein und Selbststdndig-
keit,

— Organisations- und Kommunikationsfihigkeit sowie

— Grundkenntnisse iiber MS Office-Produkte (mindestens Outlook
und Word).

Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.

Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-
prasentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Minnern besonders erwiinscht und kénnen nach Mafigabe des § 11
NGG bevorzugt berticksichtigt werden.

Wir sind dartiber hinaus bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern aus unterschiedlichen Landern und Kulturen konti-
nuierlich zu erhéhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalita-
ten sind ausdriicklich erwiinscht.

Menschen mit Behinderungen werden bei gleicher Eignung, Befahi-
gung und fachlicher Leistung ebenfalls nach Mafigabe der einschlagi-
gen Vorschriften bevorzugt berticksichtigt. Eine Behinderung/Gleich-
stellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in der Bewer-
bung mitzuteilen.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert.

Thre Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe des Aktenzeichens
402-03041-1088 (bei externen Bewerbungen bitte mit Einverstdndnis-
erklarung zur Einsichtnahme in die Personalakte und unter Angabe
der zustidndigen Sachbearbeitung in der jeweiligen Personaldienststelle
mit E-Mail-Adresse) bis zum 12. August 2019 an das Niedersdchsische
Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz,
Referat 402, Calenberger Strafie 2, 30169 Hannover.

Fir Fragen zum Arbeitsgebiet stehen Frau Tangemann, Tel. 0511
120-2063, zur Verfiigung und fiir Fragen zum Ausschreibungsverfah-
ren Herr Stelzig, Tel. 0511 120-2064.

Eingangsbestitigungen/Zwischennachrichten werden nicht versandt.
Sofern die Ricksendung der Unterlagen gewiinscht wird, ist den Be-
werbungsunterlagen ein frankierter Riickumschlag beizulegen. Andern-
falls werden die Bewerbungsunterlagen nach Abschluss des Aus-
schreibungsverfahrens vernichtet.

Um das Bewerbungsverfahren durchfithren zu konnen, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung Ih-
rer Bewerbung erkldren Sie sich einverstanden, dass wir Thre Daten zu
Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch speichern und verarbeiten. Weitere Informationen zum
Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutzerkldrung unter
https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.

Bewerbungen sind auch per E-Mail méglich. Bitte senden Sie Ihre
vollstdndigen Unterlagen (im PDF-Format) an: Ref402-Personal@ml.
niedersachsen.de.

— Nds. MBI. Nr. 29/2019 S. 1092
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Beim Niedersichsischen Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz ist im Referat 406 ,Forstpolitik, Jagd, Holz-
wirtschaft“ mit Wirkung vom 1. 10. 2019 der Dienstposten/Arbeits-
platz

einer Referentin oder eines Referenten (w/m/d)
zu besetzen.

Der Dienstposten ist nach BesGr. A 15 bewertet.

Die Eingruppierung erfolgt abhdngig von der jeweiligen fachlichen
Qualifikation und den vorliegenden Erfahrungen bis in die EntgeltGr.
15 TV-L.

Folgende Aufgabengebiete sind dem Arbeitsplatz im Wesentlichen
zugeordnet:

— Forstpolitik, Forsthoheit, Férderung der Forstwirtschaft, Umsetzung
von EU-Recht,

— Holzmarkt, Holzwirtschaft,
— Fachaufsicht tiber den Forstbereich der Landwirtschaftskammer,
— Jagdpolitik, Jagdhoheit, Jagdlicher Artenschutz, Jagdliche Férder-

mafinahmen,
— Bundeswaldinventur,
— Forstvermehrungsgut, Landesstelle nach § 18 FoVG.

Bewerbungsberechtigt sind Personen, die tiber die Laufbahnbefihi-
gung fiir das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2, Fachrichtung
Agrar- und umweltbezogene Dienste, durch Abschluss des Vorberei-
tungsdienstes fiir den Forstdienst (ehemaliger hoherer Forstdienst)
verftigen.

Zudem wird eine mindestens zweijahrige Berufserfahrung im offent-
lichen Dienst auf einem Dienstposten/Arbeitsplatz der Laufbahngruppe 2,
zweites Einstiegsamt, vorausgesetzt. Praktische berufliche Erfa%run—
gen mit Bezug zum Privatwald sind von Vorteil.

Die Bearbeitung der vielfaltigen Fragestellungen — héufig in Zusam-
menarbeit mit anderen Fachbereichen — erfordert eine hohe Sozial-
kompetenz, Verhandlungsgeschick, Konfliktlosungskompetenz, Kom-
munikationsfihigkeit, Entscheidungsfreude, Organisationstalent so-
wie Uberzeugungskraft.

Die Stelle ist teilzeitgeeignet.

Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-
prisentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Mainnern besonders erwiinscht und konnen nach Mafigabe des § 11
NGG bevorzugt berticksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befihigung und fachlicher Leistung nach Mafigabe der
einschldgigen Vorschriften bevorzugt berticksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Landern und Kulturen kontinuierlich zu
erhohen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitdten sind aus-
driicklich erwtinscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert.

Thre Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe des Aktenzeichens
402-03041-1082 (bei Bewerberinnen und Bewerbern aus dem offent-
lichen Dienst mit Einverstdndniserklarung zur Einsichtnahme in die
Personalakte und Nennung der Ansprechpartnerin oder des Ansprech-
partners in der jeweiligen Personaldienststelle mit E-Mail-Adresse) bis
zum 12. 8. 2019 an das Niedersdchsische Ministerium fir Erndhrung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger
Strafle 2, 30169 Hannover.

Fir Fragen zum Arbeitsgebiet stehen Ihnen Frau Abel, Tel. 0511
120-2250, und fiir Fragen zum Ausschreibungsverfahren Frau Becker,
Tel. 0511 120-2070, zur Verfiigung.

Eingangsbestitigungen oder Zwischennachrichten werden nicht
versandt. Sofern die Riicksendung der Unterlagen gewiinscht wird, ist
den Bewerbungsunterlagen ein frankierter Riickumschlag beizulegen.
Andernfalls werden die Bewerbungsunterlagen zwei Wochen nach
Abschluss des Ausschreibungsverfahrens vernichtet.

Um das Bewerbungsverfahren durchfiihren zu kénnen, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung
Threr Bewerbung erklédren Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Da-
ten zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvor-
schriften elektronisch gespeichert und verarbeitet werden.

Weitere Informationen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer
Datenschutzerkldarung unter https:/www.ml.niedersachsen.de/down-
load/135511.

Bewerbungen sind auch per E-Mail méglich. Bitte senden Sie Thre
vollstdndigen Unterlagen (im PDF-Format) an: Ref402-Personal@ml.
niedersachsen.de.
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Bei der Samtgemeinde Grafschaft Hoya ist zum nédchstmaoglichen
Zeitpunkt die Stelle einer

Fachbereichsleitung (m/w/d)
im Fachbereich Zentraler Service
(BesGr. A 13)

zu besetzen. Weitere Informationen zur Stelle erhalten Sie unter
www.grafschaft-hoya.de > Rathaus/Stellenangebote.

Thre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 31. 8. 2019 an die Samtge-
meinde Grafschaft Hoya, Postfach 1351, 27316 Hoya/Weser.

Auskiinfte erteilt Herr Samtgemeindebtirgermeister Meyer (Rathaus
Hoya) unter Tel. 04251 815-10 oder E-Mail d.meyer@hoya-weser.de.
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Die Stadt Nienburg/Weser, Marktplatz 1, 31582 Nienburg, sucht zum
néchstmoglichen Termin

eine Baudirektorin oder einen Baudirektor.

Wir bieten Thnen neben einer interessanten und anspruchsvollen
Tétigkeit eine sichere Position mit einer Besoldung bis BesGr. A 15.

Wir erwarten von Ihnen u. a. das erfolgreiche Ablegen der Grofien
Staatspriifung (Laufbahnbefdhigung fiir den hoheren bautechnischen
Verwaltungsdienst).

Die ausfiihrliche Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Inter-
netseite unter www.nienburg.de/Stellen.

Fir Thre Bewerbung nutzen Sie bitte ausschlieflich unser Eingabe-
portal ,Bewerbung online“. Die Bewerbungsfrist endet am 11. 8. 2019.
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Die Stadt Nienburg/Weser, Marktplatz 1, 31582 Nienburg, sucht zum
néchstmoglichen Termin

Bauingenieurinnen oder Bauingenieure
(sowohl Hoch- als auch Tietbau).

Wir bieten Thnen neben einer unbefristeten und sicheren Stelle eine
tarifgerechte Bezahlung nach TVéD.

Wir erwarten von Thnen u. a. einen Abschluss als Ingenieurin oder
Ingenieur der Fachrichtung Bauingenieurwesen mit dem Schwer-
punkt Strafen-, Tief- oder Hochbau oder Architektur (FH-Diplom oder
Bachelor).

Die ausfiihrliche Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Inter-
netseite unter www.nienburg.de/Stellen.

Fiir Thre Bewerbung nutzen Sie bitte ausschlieflich unser Eingabe-
portal ,Bewerbung online“. Die Bewerbungsfrist endet am 11. 8. 2019.
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	Richtlinie zur Durchführung der sozialen Wohnraumförderung in Niedersachsen (Wohnraumförderbestimmungen — WFB —)
	Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen (Städtebauförderungsrichtlinie — R-StBauF —)

	Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig
	Anerkennung der „Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar“

	Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr
	Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb des Sonderlandeplatzes für Luftsportgeräte „Zweidorf“

	Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg
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